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Detlef Mücke wird im Dezember 65 Jahre 
alt. Der mit dem Bundesverdienstkreuz 
ausgezeichnete Aktivist der Schwulenbe-
wegung arbeitet mit in verschiedenen Ein-
richtungen wie dem Schwulen Museum, 
aber ebenso macht er weiterhin Beratungen 
in der GEW-Rechtsschutzstelle. Wir wün-
schen dem Verfechter einer »lustbetonten 
Gewerkschaftsarbeit« einen schönen Ge-
burtstag und weiterhin einen angeneh
men Ruhestand.

Erdmute Safranski hat ihren 65. Geburtstag 
schon hinter sich, wenn diese blz er-
scheint. Die langjährige Pressesprecherin 
der GEW BERLIN und, mit Detlef Mücke 
zusammen, noch längere Personalrätin in 
Neukölln, engagiert sich auch im Ruhe-
stand für die Berliner Schule und bietet 
im Rahmen der Gewerkschaftlichen Bil-
dung Seminare für junge Lehrkräfte an. 
Wir wünschen Erdmute auch weiterhin, 
dass sie bei ihren Radtouren immer ge-
nug Luft auf dem Reifen hat – und immer 
schön oben bleibt.

Gerhard Schmid, Oberschulrat in Friedrichs-
hain-Kreuzberg, ist nach einem Bericht 
der Berliner Zeitung »entmachtet« wor-
den. Schmid, der sowohl in der GEW als 
auch in der CSU Mitglied ist und gar Lan-
desvorsitzender des reaktionären Bundes 
Freiheit der Wissenschaft, hatte mit Blick 
auf Zöllners Schulreform gefordert, dass 
»endlich Schluss sein muss mit linken Bil-
dungsexperimenten«. Im Bericht der Zei-
tung heißt es, ihm sei jetzt die Zuständig-
keit für Kreuzberg entzogen worden, 
Schmid sei nur noch zuständig für die 
Umsetzung der Reform in Friedrichshain. 

Ehrhart Körting, Innensenator und im Senat 
für Personalangelegenheiten zuständig, 
hat Gesundheitssenatorin Katrin Lomp-
scher gebeten, beim umstrittenen amts-
ärztlichen Fragebogen die Frage nach der 
Einnahme von Abführmitteln und Antiba-
bypillen herauszunehmen. Der Hauptper-
sonalrat hatte bereits im Frühjahr kriti-
siert, dass diese Frage nicht notwendig 
sei, um die Dienstfähigkeit von Mitarbei-
tern zu bewerten. Die Frage ist jetzt ge-
strichen worden. Strittig sind weiterhin 
insbesondere die Fragen nach den behan-
delnden Ärzten, nach psychischen Krank-
heiten und nach Drogenkonsum�

Jetzt die Chance nutzen!
Die SPD will ernsthaft auf die Gewerkschaften zugehen

von Rose-Marie Seggelke, Vorsitzende der GEW BERLIN
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tung der Kitas noch die Senkung der 
Klassenfrequenzen in Grundschulen und 
schon gar nicht irgendwelche Gehalts-
steigerungen der öffentlich Bediensteten 
umzusetzen. Die Linke hat zu dieser 
strammen Haltung kaum jemals offensiv 
Position bezogen. Klar, es gab Ge-
spräche, in denen sie uns volles Ver-
ständnis für unsere Forderungen signa-
lisiert hat, aber zu einem ernsthaften 
Konflikt mit dem Koalitionspartner hat 
der Mut dann doch nicht gereicht. Alle 
Oppositionsparteien waren natürlich 
auch fast immer auf unserer Seite, aber 
dafür konnten wir uns wenig kaufen 
(einmal ganz davon abgesehen, wie 
ernst das im Einzelfall gemeint war).

Deshalb gilt: Die DGB-Gewerkschaften 
müssen die Schwäche der SPD jetzt 

nutzen. Nie war die Gelegenheit so gün-
stig. Darum sollte ver.di ihr aussichts-
loses Unterfangen, für den Berliner öf-
fentlichen Dienst den Tarifvertrag der 
Kommunen, den TVÖD, durchzusetzen, 
so schnell wie möglich aufgeben. Wir 
müssen zügig zu einem Tarifabschluss 
kommen, der den Beschäftigten im öf-
fentlichen Dienst neben spürbaren Ein-
kommensverbesserungen auch eine si-
chere Perspektive zur Angleichung ihrer 
Vergütung an die der anderen Bundes-
länder bietet. Die Berliner Regierungs-
parteien wissen, dass sie keine Chance 
haben, ihre Koalition nach den nächsten 
Abgeordnetenhauswahlen fortzusetzen, 
wenn sie die berechtigten Forderungen 
der Bevölkerung weiter ignorieren. Das 
prognostizieren alle aktuellen Meinungs-
umfragen. Gewinnt die SPD erst einmal 
wieder Oberwasser, wird es schwieriger 
sein, Erfolge zu erzielen.

Wowereit will auf die Gewerkschaften zu
gehen — nehmen wir ihn beim Wort!�  

Eine schwere Niederlage mag manch 
einen von uns total verzweifeln und 

aufgeben lassen. »Wenn niemand akzep-
tieren will, was ich leiste, sollen sie doch 
ohne mich auskommen«, entscheiden 
wir dann. Nicht so die Berliner SPD! 
Schon am Tag nach der verheerenden 
Wahlschlappe der SPD bei der Bundes-
tagswahl am 27. September 2009 ver-
kündete Klaus Wowereit, dass er jetzt 
auf die Gewerkschaften zugehen wolle. 
Das hörten wir gern, allein uns fehlte 
der Glaube.

Aber die SPD zeigte, dass sie es ernst 
meint, und schickte eindeutige Signale 
aus. Sie reagierte erstmals seit langem 
auf den »Druck der Straße«. Die Verbes-
serung des Personalschlüssels in Kinder-
tagesstätten wurde ebenso beschlossen 
wie die Senkung der Klassenfrequenzen 
in allen Grundschulen, insbesondere in 
sozialen Brennpunkten. Auch bei den 
Tarifverhandlungen für den öffentlichen 
Dienst gibt es wieder Verhandlungs-
spielräume. So wird nicht nur ein Stu-
fenplan zur Angleichung der Berliner 
Gehälter an das Niveau der anderen Bun-
desländer in Aussicht gestellt, es wird 
auch eine Rückkehr in die Tarifgemein-
schaft der Länder und eine Übernahme 
aller Tarifabschlüsse ab 2012 angekün-
digt. Auch die zunächst angebotene all-
gemeine lächerliche Gehaltserhöhung 
von 1,2 Prozent zum Januar 2011 sei so-
wohl in der Höhe als auch im Zeitraum 
verhandelbar. Gleiches gilt für die Ar-
beitszeit im Berliner öffentlichen Dienst.

Wir kommen aus dem Staunen nicht 
mehr heraus! Knallhart hat die Berliner 
Regierung in den vergangenen fünf Jah-
ren alle Gewerkschaftsforderungen be-
harrlich ignoriert. Es sei weder Geld da, 
um eine verbesserte Personalausstat-

 L  E UT  E
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Wie jedes Jahr erinnerte am 9. November eine Mahnwache der GEW BERLIN am Wittenbergplatz an die Pogrome 1938: 
Gegen Rechtsextremismus, Rassismus und Antisemitismus. � Foto: Ch. v. Polentz/transitfoto.de

aufgegeben wegen angeblicher mangeln-
der verfassungsrechtlicher Kompetenzen 
der Bezirke. Damit bleibt alles wie gehabt: 
Je nach Finanzlage des Bezirks werden 
entsprechend die Bibliotheken ausge-
stattet. Während es in anderen europä-
ischen Ländern der Staat als seine ober-
ste Aufgabe ansieht, allen Bürgern den 
Zugang zu den Bibliotheken zu ermögli-
chen und gleichzeitig für einen guten 
Standard zu sorgen, regiert in den letzten 
Jahren in Berlin nur noch der Rotstift: 
Zwischen 1999 und 2008 hat sich die 
Zahl der öffentlichen Bibliotheken von 
knapp 200 auf 82 reduziert, die Mittel 
dafür wurden von 10 Millionen Euro auf 
3,3 Millionen Euro heruntergefahren. Und 
das, obwohl diese Einrichtungen mit rund 
19 Millionen Entleihungen pro Jahr boo-
men. 

Kleinere Klassen in der  
künftigen Schulanfangsphase!

Die Senatsbildungsverwaltung plant 
durch Änderung der Grundschulverord-
nung eine Verringerung der Klassengrö-
ßen: Statt der bisherigen Bandbreite von 
24 bis 28 sollen ab dem Schuljahr 2010/ 
11 nur noch 23 bis 26 SchülerInnen in 
die Lerngruppen der Schulanfangsphase 
aufgenommen werden. In Klassen mit 
mehr als 40 Prozent SchülerInnen nicht-
deutscher Herkunftssprache oder lern-
mittelbefreiten SchülerInnen dürfen es 
sogar nur noch 21 bis 25 SchülerInnen 
sein. Diese Begrenzung der Frequenzen 
wird von GEW BERLIN sehr begrüßt, ent-
spricht sie doch in der Tendenz der seit 
2008 erhobenen Forderung nach Rück-
nahme der pädagogischen Verschlechte-
rungen in der Grundschule. 

Kleinere Klassen auch in der  
Sekundarstufe

Der neueste Entwurf der Sekundarstu-
fe I-Verordnung ermöglicht die Einrich-
tung von Klassen der Jahrgangsstufe 7 
mit einer Höchstgrenze von 20 Schüle-
rInnen in der geplanten Sekundarschule. 
Voraussetzung ist, dass die Schule die 
personelle Ausstattung dafür hat. Bei 
vielen Schulen in sozialen Brennpunkten 
wird das der Fall sein. Im vorherigen 
Entwurf lag die zulässige Höchstgrenze 
noch bei 24. Auch an den Gymnasien 
wurde die Höchstgrenze von 29 auf 28 
reduziert. Jetzt kann die Sekundarschu-
le ihr Ziel, alle Jugendlichen zum best-
möglichen Schulabschluss zu führen, 
tatsächlich erreichen�  

Bildungsstreik der Studierenden  
geht weiter

Pünktlich zum Auftakt der »Global Week 
of Action – Education is NOT for Sale« 
(Warm-up Day) am 5. November gab es 
in Deutschland und Österreich zahl-
reiche Aktionen von Studierenden gegen 
die herrschende Bildungspolitik. Seit dem 
22. Oktober 2009 halten in Österreich 
Studierende das Audimax der Wiener Uni
versität besetzt. Mit dieser Aktion bringen 
sie ihren Protest gegen Umstrukturierungs
maßnahmen an den österreichischen Uni
versitäten zum Ausdruck. In Berlin schlu
gen Studierende vor einem Hörsaal ihre 
Zelte auf. Weitere Aktionen wurden ange
kündigt zur Tagung der Hochschulrektoren
konferenz am 24. November und zur Ta-
gung der Kultusministerkonferenz (KMK) 
am 10. Dezember in Bonn. Die Berliner 
GEW-Vorsitzende Rose-Marie Seggelke 
erklärte gegenüber der Presse, dass der 
neuerliche Protest der Studierenden abso
lut berechtigt sei: »Senat und Hochschul
leitungen müssen endlich aufwachen 
und konkrete Verbesserungen bei der 
Umsetzung des sogenannten Bologna-
Prozesses einleiten«.

Bachelor macht mehr Studierende 
krank

Mit der Reform der Studiengänge ist nach 
Auskunft des Deutschen Studentenwerks 
(DSW) auch der Bedarf an psychologi

scher Beratung stark gestiegen. 2008 
verzeichneten die Beratungsstellen des 
Studentenwerks eine Zunahme der Kon-
takte von über 20 Prozent. Insgesamt 
ließen sich mehr als 23 000 Studierende 
in Einzel- oder Gruppengesprächen psy-
chologisch beraten.

Kita-Inspektion kommt  
zum neuen Jahr

Nicht nur rund 1.800 neue ErzieherIn
nen kommen in den nächsten Jahren in die 
Kita, sondern auch sogenannte Kitain-
spektorInnen. Sie sollen ab Januar 2010 
die Qualität der Berliner Kitas überprüfen. 
Das Berliner Kita-Institut für Qualitäts-
entwicklung (http://beki.ina-fu.org/BeKi) 
soll dann im Auftrag der Bildungsver-
waltung die Evaluationsexperten zertifi-
zieren. Strittig ist allerdings noch, wel-
che Einrichtungen Evaluatoren stellen 
dürfen. Im Abstand von fünf Jahren sol-
len die Qualitätsüberprüfungen wieder-
holt werden. Die Kosten dafür müssen 
die Kita-Träger selbst übernehmen. 

Kein besseres Bibliotheksangebot  
in Sicht

Mit einem Bibliotheksgesetz sollte end
lich ein fester Rahmen geschaffen wer-
den für die Mindestausstattung der Ber-
liner Bezirke mit Bibliotheken. Das Vor-
haben wurde nun vom rot-roten Senat 
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rungsmuster, das sozialwissenschaftlich 
unhaltbar ist, in einer Zeitschrift der Ge-
werkschaft für Erziehung und Wissen-
schaft herangezogen? Befremdlich wir-
ken zudem die Mutmaßungen über die 
vermeintlichen »Wesenseigenschaften« 
von MuslimInnen, denen hier ein Kollek-
tivcharakter unterstellt wird. Da nützt 
es auch nichts, wenn die AutorInnen am 
Ende beteuern, keine Ethnisierung sozi-
aler Konflikte vornehmen zu wollen. Es 
ist sehr bedauerlich in einer Zeitschrift, 
die sich an LehrerInnen und Pädago-
gInnen wendet, einen solch kulturrassi-
stisch argumentierenden Artikel lesen 
zu müssen, der bestens geeignet ist, 
Vorurteile zu forcieren – und das auch 
noch von AutorInnen, die dem »Aus-
schuss für multikulturelle Angelegen-
heiten« angehören, von denen also eine 
gewisse interkulturelle Kompetenz zu 
erwarten wäre. � Yasemin Shooman

Deutschenfeindlichkeit in Schulen, 
November-blz

Der Artikel ist für mich ein Grund mei-
ne Mitgliedschaft bei der GEW zu been-
den. Wenn die RedakteurInnen nicht ein-
mal fähig sind, sich über Begrifflich-
keiten wie Rassismus zu informieren 
und Hass gegenüber Weißen als Rassis-
mus bezeichnen. Von Inländern und 
Ausländern sprechen, obwohl die soge-
nannten Ausländer in Deutschland ge-
boren sind und somit deutsch sind. Und 
ihnen folglich wohl eine Definition von 
Inländer = deutsch = weiß, blond, blau-
äugig und christlich vorschwebt. Dieser 
ganze Artikel ist einfach nur pfui und 
rassistisch.� Siiri Anderson

Deutschenfeindlichkeit in Schulen, 
November-blz

Ich habe mit einiger Irritation den Arti
kel gelesen. Wird hier nicht genau das ge-
tan, was am Ende des Artikels abgelehnt 
wird – »rasch vorurteilsvolle Pauschal
urteile über ganze Menschengruppierun
gen« zu bilden – bei allen sozialkriti
schen Anmerkungen im Rest des Artikels? 
Der Begriff Rassismus ist entwickelt wor
den, um eine (biologisch oder kulturell) 
begründete Einteilung (und Abwertung) 
von Menschen in Gruppen zu begreifen, 
welche von einer gesellschaftlichen Macht
position aus geschieht. Es ist wichtig, 
sich klar zu machen, dass die Verball-
hornung eines deutschen Vornamens 

Deutschenfeindlichkeit in Schulen, 
November-blz

Mit Bestürzung habe ich in der aktu-
ellen Ausgabe der blz den Artikel »Deut-
schenfeindlichkeit in Schulen« gelesen. 
Angesichts der Komplexität des Themas 
war ich schockiert über die simplifizie-
renden und kulturrassistischen Argu-
mentationen, derer sich die AutorInnen 
des Artikels zum Teil bedienen. Die Aus-
führungen zeichnen MuslimInnen als 
homogenes und geschichtsloses Kollek-
tiv, deren Verhalten einzig und ständig 
auf ihre Religion zurückzuführen sei. 
Niemand käme auf die Idee, das soziale 
Verhalten getaufter Menschen per se mit 
»dem Christentum« zu erklären, wieso 
also wird dieses kulturalisierende Erklä-

Unverlangt eingesandte Besprechungsexemplare 
und Beiträge werden nicht zurückgeschickt. Die 
Redaktion behält sich bei allen Beiträgen Kürzungen 
vor. Beiträge möglichst auf Diskette oder per e-
mail einsenden. Die in der blz veröffentlichten Ar-
tikel sind keine verbandsoffiziellen Mitteilungen, 
sofern sie nicht als solche gekennzeichnet sind. 

Da unsere Redaktionssitzungen basis-
demokratisch ablaufen, d.h. es ent-

scheidet die einfache manchmal sehr 
knappe Mehrheit über oder gegen das Er-
scheinen von Artikeln, wird immer wieder 
deutlich, die blz-RedakteurInnen erfüllen 
die Kriterien der Vielfalt oder Neudeutsch 
Diversity. So war es auch dieses Mal wie-
der. Die einen finden das offensive teils 
einseitige Anzählen von Missständen rich-
tig, die anderen eher das Beleuchten aus 
verschiedenen Perspektiven. Zum Glück 
setzen sich mal die einen und mal die an-
deren durch. Wie die LeserInnen das fin-
den, würden wir immer gerne erfahren. 
Also schreibt uns. 

Und wie zu dieser Jahreszeit fast 
selbstverständlich, wünscht die Re-

daktion allen ein schönes Fest, bei dem 
sich hoffentlich für euch der eine oder an-
dere kleine oder größere Wunsch erfüllen 
mag. Rutscht gut und sicher ins Jahr 
2010.� sigrid

 Redaktionsschluss blz 1/2010: 27. November 2009 
Redaktionsschluss blz 2/2010: 4. Januar 2010

 Üb   r i ge  n s

durch migrantische Jugendliche nicht 
dasselbe bedeutet wie die Verballhornung 
beispielsweise eines türkischen Namens 
durch herkunftsdeutsche Jugendliche. 
In beiden Fällen findet eine Abwertung 
und Ausgrenzung statt und die Verball-
hornten fühlen sich damit vermutlich 
schlecht, und beides gilt es zu kritisie-
ren. Aber in dem einen Fall haben die 
Getroffenen die Möglichkeit, auf eine ih-
nen vermeintlich zustehende Dominanz
position zurückzugreifen, sich in eine 
Gegend mit weniger MigrantInnen zu be-
geben und Unterstützung von anderen 
Herkunftsdeutschen zu bekommen bis 
hin zur schnellen juristischen Wahrneh-
mungsveränderung. In dem anderen Fall 
bleibt immer wieder das Gefühl, ein Le-
ben lang mit Rassismus umgehen zu 
müssen. Wenn Herkunftsdeutsche andere 
zu Nicht-Deutschen machen, dann spre-
chen sie mit einer Macht, einer geschicht
lichen Aufladung und einer Selbstver-
ständlichkeit, die es für jene gar nicht gibt, 
denen von vorneherein der Status des 
deutsch-seins (zum Beispiel durch die Be
zeichnung als »nichtdeutsch« oder »Aus
länder) entzogen ist. Ich hätte es begrüßt, 
wenn die Redaktion hier eingegriffen 
oder sich wenigstens zu diesem Artikel 
kritisch positioniert hätte. � Thomas Rieske

Wir trauern um Wolfgang Brauer

geb. 23.11.1946 – gest. 24.10.2009

Unser sehr geschätzter Kollege und 
Schulleiter hat 38 Jahre als Lehrer, als 
Stellvertretender Schulleiter und seit 
1995 als Schulleiter die Ausbildung zur 
Erzieherin und zum Erzieher an der 1. 
Staatlichen Fachschule für Sozialpäda-
gogik Berlin maßgeblich gestaltet. 

»Das große Ziel der Bildung ist nicht 
Wissen, sondern Handeln«. 

(Herbert Spencer)

In diesem Sinne hat Wolfgang Brauer 
die Reform der Ausbildung zur Erzie-
herin und zum Erzieher in der Bis-
marckstraße beeinflusst und bildungs- 
und gewerkschaftspolitisch in Berlin 
mitgestaltet. Seine fachlichen Anre-
gungen und seine Bereitschaft sich 
persönlich einzusetzen werden uns 
sehr fehlen.
Tief erschüttert über seinen Tod erin-
nern wir uns an Wolfgang als zuge-
wandten, herzlichen, humorvollen und 
lebensfrohen Menschen, dem Schule 
wesentlicher Lebensinhalt war.

Kolleginnen und Kollegen der 1. Fachschule für Sozial
pädagogik Berlin und der Berufsfachschule und Fach

oberschule für Sozialwesen Berlin-Charlottenburg



6 T i t e l � blz  |   D e z e m b e r  2 0 0 9
Kind


er

 in
 

Be
rlin



Spätestens seit der Einführung von Public Health 
ist es ins breite Bewusstsein gedrungen, dass die 
Sorge um die Gesundheit unserer Kinder heute auf 
anderen Feldern stattfindet als auf dem der soma-
tischen Medizin. Selten klagt jemand aus der kin-
derärztlichen Praxis über schwer lösbare medizi-
nische Fälle; aber alle Kinderärzte/innen in sozial 
belasteten Gebieten berichten von Kindern, bei de-
nen sie sich wegen der familiären und sozialen La-
ge größte Sorgen um deren Wohlergehen und Zu-
kunft machten. Angesichts der geringen Einwir-
kungsmöglichkeiten fühlt man sich in seiner Rolle 
in einem kassenärztlichen System überfordert. Die-
se bei immer mehr Kindern bedrohte »Gesundheit« 
definiert sich als die Chance, sich in einer för-
dernden Umgebung geborgen zu entwickeln und 
die notwendigen Fähigkeiten zu erwerben, einen 

Was ist Kindergesundheit in Berlin heute? Wir 
wissen, dass wir nicht mehr über Dinge wie 

Diphtherie oder eine Säuglingssterblichkeit von 41 
Prozent wie im Jahr 1871 reden müssen. Auch das 
ärmste Kind bekommt heute eine Herztransplanta-
tion. Kinder aus den armen und bildungsfernen Fa-
milien der Kreuzberger Türken und Araber sind um 
Längen besser gegen Hepatitis B geimpft (94 Pro-
zent) als ihre deutschen Pendants aus oft akade-
mischen Familien (67 Prozent). Trotzdem steht Kin-
dergesundheit im Fokus, es erscheinen zahlreiche 
Publikationen, und eigentlich wird immer irgendwo 
gerade eine Aktion zur Verbesserung der Kinderge-
sundheit gestartet, sei es im Kiez oder von ministe-
rieller Hand. Gleich bleibend ist aber auch der Te-
nor der Akteure, trotz einzelner Erfolge ist ihre 
Prognose pessimistisch. 

Kinder in Berlin
Am Beispiel Friedrichshain-Kreuzberg

von Dietrich Delekat, Medizinaldirektor im Bezirksamt Friedrichshain-Kreuzberg 
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Platz in der Gesellschaft zu finden und ein berei-
cherndes und zufriedenes Mitglied unserer Gesell-
schaft zu werden. In der immer rigider nach Quali-
fikation selektierenden Wissensgesellschaft sind 
die Schlüssel hierzu Bildung und soziale/emotio-
nale Integrationsfähigkeiten, die über den Lebens-
erfolg eines Kindes entscheiden.

Es ist nicht zu übersehen, dass eine wachsende 
Anzahl von Familien nicht mehr in der Lage ist, 
diese gesunden Bedingungen für ihre Kinder zu ge-
währleisten. Als Schlüsselstätten für Gewährlei-
stung der neuen Form der Gesundheitssicherung 
richtete sich die Aufmerksamkeit von Öffentlich-
keit und Politik daher verstärkt auf die Schulen und 
die vorschulischen Betreuungseinrichtungen, die 
möglichst all die von zuhause mitgebrachten Defi-
zite beseitigen und die geforderten Fähigkeiten 
vermitteln sollten. 2004 erließ der Berliner Senat 
ein neues Schulgesetz, das modern, ehrgeizig war 
– und selbstverständlich durfte es nicht mehr ko-
sten als bisher. Diese Kombination hat bisher nicht 
in allen Fällen für gesündere Verhältnisse gesorgt. 
Und auch die Kitas sind nicht in der Lage, alles zu 
richten, was sie richten sollen.

Der Artikel will einige Aspekte und Daten über 
die sozialen Bedingungen beisteuern, unter denen 
Kinder an den Start in ein »gesundes« Leben gehen.

Die im Weiteren verwendeten Daten stammen 
aus den Einschulungsuntersuchungen (ESU) in 
Friedrichshain-Kreuzberg. Diese Daten werden ber-
linweit von allen Bezirken standardisiert nach 
einem einheitlichen Landesverfahren erhoben, das 
der Verfasser ab dem Jahr 2000 in der Senatsver-
waltung für Gesundheit entwickelt hat. Seitdem 
konzentriert sich die ESU vorrangig auf visuomoto-
rische, sprachliche, kognitive, emotional-soziale 
und Wahrnehmungsfähigkeiten. Alles Dinge, die 
für den Schulerfolg wesentlich sind. Im Folgenden 
meinen Nationalitätsangaben immer die kulturelle 
Herkunft der Kinder, unabhängig von den Passver-

hältnissen. Alle Daten beziehen sich auf Kinder 
zwischen 5 und 6 Jahren.

Staatsangehörigkeit und Herkunft

Wenn wir über Kindergesundheit als heute vor-
rangig sozialem Begriff sprechen, und dass dessen 
erste und vielleicht entscheidende Prägung in der 
Familie erfolgt, dann müssen wir in einer Stadt wie 
Berlin den kulturellen Kontext der einzelnen Fami-
lien als eine der wichtigsten Determinanten unter-
suchen. Aus welcher Kultur kommen die Eltern der 
Berliner Kinder? Durch eine hohe Zahl von Einbür-
gerungen und das neue Staatsangehörigkeitsgesetz 
von 2000 sind die formalen Passverhältnisse mitt-
lerweile völlig ungeeignet, diese grundlegende Fra-
ge zu beantworten. Man muss aber wissen, dass 
genau diese Staatsangehörigkeitsangaben die 
Grundlage für die allermeisten Statistiken bilden, 
obwohl den meisten Akteuren bewusst ist, dass sie 
die Realität nicht mehr abbilden.

Um dies exemplarisch zu veranschaulichen, ist 
der Bezirk Friedrichshain-Kreuzberg vielleicht der 
interessanteste Bezirk Berlins. Er ist der einzige Be-
zirk, der aus einem ehemaligen Ost- und Westbe-
zirk besteht (der Altbezirk Mitte ist soziologisch 
kein echter »Ostbezirk«), was aufschlussreiche Ver-
gleiche von Kindergesundheit erlaubt. 

In Kreuzberg lebt, geht man von der Staatsange-
hörigkeit aus, eine deutsche Mehrheitsgesellschaft 
von 84 Prozent, die türkischen Kinder machen nur 
6 Prozent, die arabischen nur 3 Prozent aus. In der 
Realität bilden Kinder deutscher Herkunft aber 
nicht nur eine Minderheitsgesellschaft von weniger 
als einem Drittel (31 Prozent), sondern stellen nicht 
einmal mehr die größte Herkunftsgruppe, die stel-
len türkische Kinder mit 39 Prozent (siehe Abb. 2). 
Da die arabischen Kinder 9 Prozent ausmachen, bil-
den Kinder aus islamischen Familien eine Mehr-

Abb. 1 : Staatsangehörigkeit Abb. 2: Herkunft 
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sowie Neukölln-Nord seien nicht mehr zu retten. 
Ähnlich äußerte sich am gleichen Tag Roman Reusch, 
Oberstaatsanwalt, in der ARD-Sendung »Hart aber 
fair«.

Überquert man die Spree nach Friedrichshain hi-
nein, so betritt man nahezu eine andere Welt. 75 
Prozent aller Kinder sind deutscher Herkunft, alle 
anderen Gruppen sind sehr klein, die Gruppe der 
Osteuropäer ist mit 7 Prozent noch die größte. Die 
Kinder nichtdeutscher Herkunft sprechen deutlich 
häufiger gut Deutsch als in Kreuzberg. Ihre Sozial-
struktur liegt im Berliner Durchschnitt, während in 
Kreuzberg die Bildungs-Unterschicht dominiert. 
Leider bedeutet dies nicht, dass Kinderschutz nicht 
auch in Friedrichshain ein brennendes Thema wäre.

Soziale Herkunft entscheidet

Neben den kulturellen sind es vor allem die sozialen 
Bedingungen, die das Aufwachsen eines Kindes 
maßgeblich prägen. Hier nimmt die Bildung der El-
tern eine hervorragende Stellung ein, nach dem 
Satz »Bildung ist für Kinder wichtiger als Geld«. Ei-
ne gute Illustration hierfür ist der Altbezirk Prenz-
lauer Berg, der im Berliner Sozialstrukturatlas 
2003/2004 beim Sozialindex auf dem 18. Platz von 
23 Altbezirken steht, im Statusindex (gute Korrela-
tion mit Bildung) aber jedoch auf dem ersten.

Die Variable »Soziale Schicht« wurde daher so 
konstruiert, dass sie weitgehend den Bildungsgrad 
(ca. zweidrittel) der Eltern reflektiert, und in gerin-
gerem Maße deren Arbeitslosigkeit (ca. eindrittel). 
Die drei Schichten sind rein mathematisch gedrit-
telt konzipiert, sodass in ganz Berlin Ober-, Mittel- 
und Unterschicht jeweils 33 Prozent stark sind.

Ein Blick auf die sozialen Verhältnisse in Kreuz-
berg (Abb. 3) zeigt, dass die soziale Situation sich 
stark nach der Herkunft sortiert, gleichsinnig ge-
richtet ist, und daher die Lage im Bezirk noch zu-
spitzt. Die türkischen und arabischen Familien sind 

heitsgesellschaft von fast 50 Prozent. Zudem ver-
teilen sich die einzelnen Ethnien nicht gleichmäßig 
über das Kreuzberger Stadtgebiet. In den vier Ver-
kehrszellen Mehringplatz, Moritzplatz, Mariannen-
platz und Wiener Straße bilden die türkischen Kin-
der mit 50 Prozent die absolute Mehrheitsgesell-
schaft, die arabischen machen weitere 14 Prozent 
aus, sodass zwei Drittel aller Kinder dort von der 
islamischen Kultur geprägt aufwachsen. Den in die-
ser Region verbliebenen deutschen Kindern (20 
Prozent) fällt die Aufgabe zu, die Folie für die Inte-
gration von 80 Prozent Kindern nichtdeutscher 
Herkunft in die deutsche Gesellschaft abzugeben.

Diese Diskrepanz hat große Auswirkungen auf 
die Qualität der gesellschaftlichen Diskussion, da 
die Diskussionsdaten aus Quellen mit verschie-
dener Systematik bezogen werden. Im jugendamt-
lichen/schulischen und im polizeilichen Bereich 
gibt es ebenfalls nach Herkunft differenzierende 
Statistiken, aber im Wesentlichen existierte zumin-
dest bis vor kurzem außer der ESU keine systema-
tische, vollständige und kontinuierliche Erfassung 
der realen Herkunftsverhältnisse. Der Hauptliefe-
rant von Daten, das Amt für Statistik Berlin-Bran-
denburg, kann erst seit allerjüngster Zeit einige 
Daten anbieten. Immerhin erfasst der Mikrozensus 
seit 2005 den Migrationsstatus. Zudem ist der Wi-
derstand gegen eine solche Differenzierung erst 
seit relativ kurzer Zeit einigermaßen abgeflaut. Bei 
der erstmaligen Einführung in die Gesundheitsbe-
richterstattung der Senatsverwaltung für Gesund-
heit 2003 war sie alles andere als unumstritten. 
Auch das Ringen um sprachliche Korrektheit war 
mühevoll. Motor für dieses Umdenken waren die 
nicht mehr zu verleugnenden großen Probleme 
und Konflikte. Der Landesvorsitzende der Gewerk-
schaft der Polizei, Schönberg, berichtete am 9. Ja-
nuar 2008 in der Berliner Morgenpost, der Anteil 
von jugendlichen Migranten bei Gewalt- und Inten-
sivtätern liege bei 50 bis 80 Prozent. Teile von 
Wedding, Tiergarten, Schöneberg und Kreuzberg 
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charakterisiert durch eine Bildungs-Unterschicht, 
die nahezu 75 Prozent beträgt; vor allem aber auch 
durch das fast völlige Fehlen einer Oberschicht (5-
7 Prozent), die als Vorbild dienen könnte. Bei den 
deutschen Familien jedoch dominiert das akade-
mische Klientel, das mit 54 Prozent fast Zehlendor-
fer Werte erreicht. Letzteres sorgt dafür, dass 
Kreuzberg sich etwas »Pittoreskes« behalten hat, 
ein Ausgleich, der beispielsweise in Nord-Neukölln 
fehlt und dort für eine desperate Lage sorgt. Alle 
anderen Gruppen sind im Berliner Mittel. Wenn 
man überlegt, wie gering bereits der soziale Kon-
takt der Deutschen zwischen Ober- und Unter-
schicht ausgeprägt ist, dann kann man abschätzen, 
wie durchlässig die Grenzen zwischen den eth-
nischen Gruppen sind, wenn noch große kulturelle 
Unterschiede hinzukommen.

In Friedrichshain ist die soziale Schichtung bei 
den Deutschen sehr ähnlich wie in Kreuzberg, je-
doch sind die Nichtdeutschen nach Anteil und So-
zialstruktur sehr verschieden, sodass eine unver-
gleichlich günstigere Situation resultiert (Abb. 4). 
Es muss angemerkt werden, dass hier jedoch ein 
weiterer Faktor wirkt, nämlich eine große räumli
che und soziale Mobilität. Die Sozialstruktur hat 
sich hier binnen weniger Jahre erheblich verändert, 
Familien sind hinzugezogen und die Zahl der Ge-
burten ist stark angewachsen; der Jahrgang 2007 ist 
gegenüber 2001 um nicht weniger als 70 Prozent 
gestiegen. Und dennoch hat Friedrichshain, wie be-
reits erwähnt, seine spezifischen Probleme, die aus 
den Zahlen nicht ablesbar sind. Sozialarbeiterinnen 
vom Kinderschutz berichten: Während in Kreuz-
berg vor allem viele Migranteneltern sich nicht um 
Förderung und Bildung der Kinder kümmern, so 
besteht doch eine emotionale Bindung an sie. In 
Friedrichshain fehlt dies bei problematischen jun-
gen – oft deutschen – Müttern, die selbst keine Bin-
dung erfahren haben. Eine Kinderärztin meint da-
zu: »Die behandeln ihre Kinder wie ein tiefgefrore-
nes Backhendl«. Während die einen ihre Kinder 

verkommen lassen, aber vor Gericht mit Zähnen 
und Klauen gegen einen drohenden Sorgerechts-
entzug kämpfen, knallen die anderen ihre kleinen 
Kinder den Jugendamtsmitarbeitern hin mit der 
Haltung »Macht damit, was ihr wollt.« Das Jugend-
amt steht damit zwischen Skylla und Charybdis.

Entwicklung driftet auseinander

Welche Auswirkungen haben die verschiedenen 
sozialen Verhältnisse auf die Entwicklungschancen 
der Kinder? Bereits das Startterrain ist sehr ver-
schieden. In den bildungsfernen Haushalten waren 
die Väter in 34 Prozent arbeitslos und arbeiteten in 
weiteren 21 Prozent nur Teilzeit, was meist als ver-
deckte Arbeitslosigkeit gelten darf. Bei den Bil-
dungshaushalten arbeitete der Vater nur zu 11 Pro-
zent in Teilzeit, und arbeitslos war 2008 keiner. 
Unversorgte Zähne (Karies oder gar Extraktionen) 
haben 25 Prozent der Unterschichtkinder, aber nur 
5 Prozent derer aus der Oberschicht. Fast 60 Pro-
zent der ersteren müssen mit Rauchern in einem 
Haushalt leben, von den letzteren nur 22 Prozent. 
Was für Unterschiede finden wir nun in der Ent-
wicklung dieser Kinder?

Nehmen wir hier die Testergebnisse (Döpfner u. a., 
Hogrefe-Verlag 2005) der ESU im Bereich der visuel
len Wahrnehmung. Dies ist eine angeborene, univer
selle Fähigkeit von Kindern, die allerdings verküm-
mert, wenn sie nicht durch altersgerechte Anregung 
entwickelt wird. Bei der oberen sozialen Schicht 
sind es 19 Prozent der Kinder, die keine altersge-
rechten Ergebnisse zeigen, bei der unteren jedoch 
nicht weniger als 40 Prozent. Das sind enorme Un-
terschiede. Die Feinanalyse nach Herkunft zeigt, 
dass in der unteren sozialen Schicht bei den deut-
schen und türkischen Kindern knapp 40 Prozent, bei 
den arabischen und osteuropäischen jedoch über 
50 Prozent keine altersgerechten Fähigkeiten auf-
weisen. Bei der ebenfalls für die Schulbewältigung Fo

to
: p

ict
ur

e-A
ll

ia
nce

/
Ma

tt
hi

as
 De

ic
hse

l



1 0 T i t e l � blz  |   D e z e m b e r  2 0 0 9
Kind


er

 in
 

Be
rlin



reicht worden wären (Tagesspiegel, 25. März 2008).
Ein anderer Ansatzpunkt wäre die Dauer des Kita

besuchs, die sich schon merklich nach Herkunft 
und sozialer Schicht unterscheidet. Weniger als zwei 
Jahre in die Kita gingen 8 Prozent der oberen 
Schicht, aber 22 Prozent der unteren. Aufgeschlüsselt 
nach Herkunft lauteten die Zahlen 9 Prozent der 
deutschen Kinder, aber knapp 20 Prozent der tür-
kischen und über 35 Prozent bei arabischen und 
osteuropäischen. Hier war also Verbesserungspoten
zial, und zwar über die Besuchsdauer, was auch in 
entsprechenden politischen Forderungen mündete.

Trotzdem: Auch die Kinder aus bildungsfernen 
Familien gehen in ihrer übergroßen Mehrzahl jah-
relang in die Kita – woher also die großen Unter-
schiede bei den Tests? Sehen wir uns eine weitere 
Lebensbedingung unserer Kleinen an, nämlich den 
Fernsehkonsum. Eine direkte negative Auswirkung 
von hohem Fernsehkonsum ist durchaus nicht unum
stritten, aber wir können diesen Konsum einfach 
einmal als Parameter für eine Tendenz in Familien 
nehmen, die Kinder lieber vor dem Fernseher zu 
parken als sich mit ihnen zu beschäftigen, oder ihnen 
zumindest andere kreativere Beschäftigungsange-
bote zu machen. In der oberen sozialen Schicht se-
hen nicht weniger als 24 Prozent der Kinder über-
haupt nicht fern, während dieses Verhalten in der 
unteren Schicht mit 2,5 Prozent nahezu unbekannt 
ist. Dort sehen die fünfjährigen Kinder zu 97 Pro-
zent jeden Tag mindestens eine Stunde fern und zu 
über 50 Prozent mindestens zwei, während in der 
Oberschicht fast 90 Prozent aller Kinder dies höch-
stens eine Stunde tun. Das Fernsehverhalten in tür-
kischen und insbesondere arabischen Familien ist 
nahezu deckungsgleich mit dem der Unterschicht. 
Dort besitzen auch etwa 22 Prozent dieser kleinen 
Kinder einen eigenen Fernseher und damit unkon-
trollierten Zugang in Hinsicht auf Programme und 
Sehdauer. Als Letztes soll noch angemerkt werden, 
dass die Rate an Übergewicht in der Unterschicht 
fast vier Mal so hoch ist wie in der Oberschicht.

Man muss sich überlegen, ob man einfach den 
Kitas aufbürden kann, all diese prägenden Familien
einflüsse irgendwie zu kompensieren. Insbesondere 
dann, wenn sie immer knapper gehalten und ihnen 
immer neue Aufgaben zugeteilt werden, anstatt sie 
mit aller Kraft zu unterstützen. Die ESU ist eine Un-
tersuchung gegen Ende der Kitazeit. Wenn bei ihr 
noch solche Defizite festgestellt werden, dann kann 
man dies wohl nicht einfach den Kitas anlasten, 
auch wenn in manchen die Qualität noch deutlich 
verbesserbar ist. Die Ursachen liegen woanders, bei 
den Familien, die ihren Kindern nicht mehr die not-
wendigsten kognitiven und emotionalen Grundla-
gen mit auf den Weg geben können. Hier doktert 
der Staat herum, ohne sich dazu durchringen zu 
können, massiv in diesen Bereich zu investieren, 
Forderungen an die Eltern zu stellen und auch 
durchzusetzen; und die vernachlässigten und un-

grundlegend wichtigen Visuomotorik sind 16 Pro-
zent der oberen Schicht nicht altersgerecht, bei der 
unteren jedoch 43 Prozent. Über 40 Prozent der 
Unterschichtkinder haben Artikulationsfehler, über 
30 Prozent Probleme mit der Körperkoordination. 
Bei anderen Fähigkeiten sieht es ähnlich aus. Die 
Empfehlung für den sogenannten Sonderpädago-
gischen Förderbedarf, was in der Regel den Besuch 
einer Sonderschule oder den Status als Integrati-
onskind in einer Regelklasse bedeutet, ergeht bei 
Kindern der Unterschicht vier Mal so häufig wie bei 
denen der Oberschicht; 70 Prozent der Kinder mit 
einer solchen Empfehlung stammen aus der Unter-
schicht. Die Liste lässt sich lang fortsetzen.

Die Kita soll es richten

Wie kann es sein, dass so kleine Kinder bei so ba-
salen Fähigkeiten sich bereits derartig nach dem 
Einfluss der Bildungsschicht sortieren? Wir erleben 
gerade wieder eine der zahlreichen Neuauflagen 
von Diskussionen über den selektierenden Einfluss 
der Organisation der weiterführenden Schulen, je-
doch zeigt sich hier bereits eine gewaltige Selek
tion nach Fähigkeit, bevor die Kinder überhaupt in 
die Grundschule kommen. Woher können so große 
Unterschiede kommen? Der Fokus richtet sich hier 
seit geraumer Zeit auf die Kitas, bei denen immer 
mehr der Anspruch erhoben wird, dass sie sich von 
einer Betreuungs- zu einer vorschulischen Bil-
dungsstätte wandeln sollen. Sie werden – aus der 
wachsenden Not geboren – immer mehr in die Rol-
le eines Allheilmittels gegen die entwicklungsver-
zögerten Kinder aus sprachlosen, bildungsfernen 
Familien erhoben. Sie sollen alle hemmenden Ein-
flüsse reparieren und neutralisieren, sodass später 
diese Kinder mit ihren Altersgenossen aus sprach-
lich, intellektuell und musisch anregenden akade-
mischen Elternhäusern konkurrieren können, ge-
messen am liebsten an Abiturs- und Studiumspro
zentzahlen. Als ein großer Hemmschuh galt hierbei 
der mangelnde Kitabesuch, was unter anderem zu 
dem Senatsbeschluss führte, das letzte Kitajahr vor 
der Einschulung kostenlos zu machen. In Kreuz-
berg betrug zu diesem Zeitpunkt (2006) der Pro-
zentsatz an Kitabesuch zum Zeitpunkt der Einschu-
lung bei deutschen Kindern jedoch knapp 99 Pro-
zent, bei türkischen 98 Prozent. Bei arabischen 
Kindern waren es zwar nur 90 Prozent, dies waren 
absolut aber nur 7 Kinder. In Friedrichshain sah es 
ähnlich aus. Es war also bereits damals völlig klar, 
dass man schon rein mathematisch nicht nennens-
wert mehr Kinder in die Kita holen konnte, weil sie 
bereits schon alle dort waren. Es erstaunt nicht, 
dass nach einem Jahr das Fazit gezogen wurde, 
dass für 500 Kinder mehr in der Kita 12 Millionen 
Euro ausgegeben wurden, ohne dass es etwas ge-
bracht hätte und insbesondere Problemfamilien er-
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geförderten Kinder systematisch aufzuspüren und 
ihre gesunde Entwicklung sicherzustellen, wenn 
die Eltern dazu nicht willens oder in der Lage sind.

Die Situation bei Migrantenkindern

Besonders deutlich werden die Probleme bei den 
Migrantenkindern sichtbar, die in Kreuzberg die 
Mehrheitsgesellschaft von 70 Prozent stellen. Bei 
dieser Gruppe treten die Probleme von Benachteili-
gung durch Bildungsferne besonders deutlich her-
vor, verschärft noch durch das Problem des deut-
schen Spracherwerbs. Dieser besteht, obwohl die 
Kinder von Anfang an in Deutschland leben: 99 
Prozent der türkischen und 98 Prozent der arabi
schen Kinder sind hier geboren, also praktisch alle. 
In Friedrichshain sind die Prozentzahlen geringer; 
dies bedeutet aber wegen des viel geringeren Mi-
grantenanteils absolut nur 15 Kinder der gesamten 
Jahrgangskohorte, die nicht hier geboren sind, und 
nur 7 davon leben weniger als drei Jahre hier. Mit 
anderen Worten: Fast alle Kinder wachsen in Berlin 
auf, und müssten daher problemlos Deutsch spre-
chen – die Sprache, ohne die es in der deutschen 
Umgebungsgesellschaft kein Fortkommen gibt.

Trotz Geburt in Berlin und deutscher Staatsange-
hörigkeit sprechen Migrantenkinder oft kein 
Deutsch, das für den ungehinderten Bildungser-
werb in der Schule ausreichen würde. Das betrifft 
wieder insbesondre die türkischen und arabischen 
Kinder, die fast zur Hälfte kein bildungserwerbsfä-
higes Deutsch sprechen. Die Kinder aus Osteuropa 
und in geringerem Maße alle anderen Migranten-
kinder liegen hier günstiger (Abb. 5).

Aufgrund dieser allgemein bekannten Tatsache 
wird größtes Gewicht darauf gelegt, diesen Kindern 
zum deutschen Spracherwerb zu verhelfen. Diese 
Bemühungen sind gar nicht so selbstverständlich, 
denn klassische Einwandererländer wie Kanada 

oder Australien erwarten zunächst einmal von den 
Migrantenfamilien selbst die größten Anstren-
gungen, die Landessprache zu lernen. Diese Erwar-
tung wird in Berlin zwar verbal, aber nicht mit Kon-
sequenz gestellt. Selbst völlig fehlende Sprach-
kenntnisse bei hier geborenen Migrantenkindern 
bedeuten keinerlei Konsequenz für die Eltern, son-
dern für den Staat, der als einzige Reaktion sich in 
der Pflicht sieht, mit großem Aufwand für die El-
tern einzutreten und das Versäumte nachzuholen. 
Diese Haltung charakterisierte eine Jugendrichterin 
im Tagesspiegel am 23. November 2006 als »eine 
Anspruchshaltung,… nach der die Deutschen erst-
mal immer in Vorlage gehen müssen und die kultu-
rellen Gegebenheiten dieser Familien kennenlernen 
und akzeptieren sollen«. Diese Form von Bemühen 
um eine politisch einwandfreie Haltung gegenüber 
Migranten bewirkt jedoch eher, dass diese ins Ab-
seits geraten, aus dem sich die meisten dann nicht 
mehr befreien können: 40 Prozent der türkischen 
Migranten sind arbeitslos, 75,3 Prozent ohne Be-
rufsabschluss, eine Lehre oder einen Fachschulab-
schluss haben nur 21,6 Prozent, und nur 3,1 Pro-
zent studieren, so das Deutsche Institut für Wirt-
schaftsforschung (27. August 2008).

Beispiel Mehringplatz

Wie sich innerhalb kürzester Zeit unter den Augen 
der Gesellschaft Bedingungen für Kinder rapide 
verschlechtern können, soll hier am Beispiel der 
Verkehrszelle Mehringplatz vorgestellt werden. 
Dort beträgt eine Jahrgangskohorte ungefähr 250 
Kinder, deren Herkunftsverhältnisse im zeitlichen 
Verlauf von 2003 bis 2008 im folgenden Diagramm 
dargestellt sind (Abb. 6).

Zunächst einmal zeigt die erste Säule des Dia-
gramms sozusagen die offizielle Sicht, nämlich die 
Staatsangehörigkeitsverhältnisse nach Pass. Dies 



1 2 T i t e l � blz  |   D e z e m b e r  2 0 0 9
Kind


er

 in
 

Be
rlin



kischen Kinder hatte sich verdoppelt, der der gut 
sprechenden war um 20 Prozent zurückgegangen. 
Die späteren Chancen der Kinder aus diesem Ge-
biet können daher nicht optimistisch beurteilt wer-
den. Anzumerken ist noch, dass der Anteil der Kin-
der mit deutschem Pass mittlerweile auf 85 Prozent 
gestiegen ist.

Falsche Förderung

Der Bezirk Friedrichshain-Kreuzberg zeigt paradig
matisch die Probleme von Kindern in Berlin auf. 
Zwischen Kindern aus bildungsorientierten und bil-
dungsfernen Familien liegen beinahe Welten. Die 
Weichen für späteren Lebenserfolg und einen zu-
friedenen Platz in der Gesellschaft werden weit vor 
Schulbeginn gestellt. Der Großteil der Migranten-
kinder gehört zur bildungsfernen Schicht, die ihre 
Kinder sehr oft nicht fördern kann und will, und 
ihnen auch nicht das emotionale Rüstzeug für eine 
soziale Lebensgestaltung mit auf den Weg geben 
kann. Die Situation in der deutschen Unterschicht 
ist quantitativ besser, qualitativ nicht. Der Staat 
kennt die Probleme und hat auch genug Informatio
nen über die Ursachen, glaubt aber, sich einen spar
samen und kostengünstigen Umgang mit ihnen lei-
sten zu müssen. Dass dies eine Milchmädchenrech-
nung ist, gehört zum eisernen Bestand jeder Dis-
kussion; die Folgenlosigkeit dieser Erkenntnis 
auch. »Fördern und fordern« – dies erleben die Ak-
teure vor Ort als leere Hülse. Gefordert wird zag-
haft, und durchgesetzt noch weniger. Gefördert 
wird schon, aber mit Vorliebe nur dann, wenn das 
Kind in den Brunnen gefallen ist; aus dem Brunnen 
heraus schaffen es aber nur wenige. Das wird sich 
bei der gegenwärtigen Haltung auch kaum ändern.

�

ist die Sicht, die sich mangels differenzierender Da
ten den Betrachtern darbietet. Danach stellt sich die 
Lage durchaus günstig dar. Bei einer Mehrheitsge-
sellschaft von zwei Dritteln deutscher Kinder stehen 
für jedes Ausländerkind zwei deutsche Kinder bereit, 
um für Integration in Sprache und Kultur zu sorgen.

Die Realität zeigt die nächste Säule. In Wirklichkeit 
stellten die Kinder türkischer Herkunft 2003 die 
Mehrheitsgesellschaft, jedem der 22 Prozent Kin-
der deutscher Herkunft standen vier anderer Her-
kunft gegenüber. Man kann sich leicht ausrechnen, 
welche Konsequenzen es für eine Beurteilung der 
Situation haben kann, wenn Datenlage und Realität 
derart auseinanderklaffen. Immerhin gehörten von 
den Kindern deutscher Herkunft fast 80 Prozent 
der Mittel- oder Oberschicht an. Und auffällig war, 
welch gute Deutschkenntnisse die türkischen Kin-
der trotz ihrer zahlenmäßigen Dominanz hatten. 
Bei einem Besuch vor Ort in der zuständigen 
Grundschule erklärten Lehrerinnen und Rektorin 
unisono, es handle sich um eine täuschende Mo-
mentaufnahme, das Gebiet sei sozial im freien Fall, 
wofür sie den Auszug deutscher Eltern aus den 
IBA-Wohnungen wegen der Fehlbelegungsabgabe 
verantwortlich machten. Die bisher fünfjährige 
Nachuntersuchung bestätigt das Urteil der Lehre-
rinnen. Der Anteil der deutschen Kinder liegt nun-
mehr bei unter 10 Prozent. Das ab 2004 separat er-
hobene arabische Herkunftsmerkmal zeigt, dass 
auch innerhalb der Migranten ein Wanderungspro-
zess stattgefunden hat, türkische Familien sind 
weggezogen und arabische haben die Lücke gefüllt. 
Sehr wahrscheinlich gab es auch Austauschpro-
zesse innerhalb der türkischen Gemeinschaft. Das 
Bildungsniveau der verbliebenen Kinder deutscher 
Herkunft hat sich mit 57 Prozent Unterschichtsan-
teil dem der türkischen angeglichen (64 Prozent). 
Der Anteil der nicht Deutsch sprechenden tür-

Der hier leicht gekürzte 
Artikel ist zuerst erschie-

nen in der Zeitschrift 
»Berliner Ärzte Nr. 

12/2008«. Wir bedan-
ken uns für die Erlaubnis 

zum Nachdruck.
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Auch wenn sich die Ergebnisse der Gesundheits-
untersuchungen der Erstklässler zu diesem 

Schuljahr nach Informationen der Gesundheitsse-
natorin Katrin Lompscher zum Beispiel bei der 
Zahngesundheit und dem Anteil übergewichtiger 
Kinder leicht verbessert haben, bleibt das Fazit aus 
Dietrich Delekats Artikel in diesem Heft bestehen: 
Kinder werden in unterschiedlichen Welten und in 
ihrer Selbstwahrnehmung auch mit unterschied-
lichen Perspektiven groß. 

Kinder aus der Unterschicht fühlen sich früh be-
nachteiligt, selbst wenn sie aufgrund von Ghettoi-
sierung unter sich bleiben. Sie spüren und erfahren 
den Unterschied zu Kindern aus bessergestellten 
und bildungsnäheren Elternhäusern täglich. Klei-
dung, Ernährung, Freizeitaktivitäten sind Indika-
toren für diese Empfindungen, die ihnen nicht ver-
borgen bleiben. Sie kommen teils ohne Frühstück 
in die Einrichtungen, haben keine warmen Sachen 
oder keine Regenkleidung dabei, und können nicht 
von vielfältigen Freizeitaktivitäten wie Besuchen in 
Theater und Kino, eigenen Basteleien oder dem Er-
lernen von Instrumenten berichten. All das kennen 
sie gegebenenfalls nur aus den Medien.

Auch bei der Wahrnehmung von praktischen An-
geboten für Mittagessen oder Kleidung bleiben sie 
unter sich. Sie wachsen häufig in anregungsarmer 
Umgebung auf. Kulturelle Angebote wie die kosten-
lose Nutzung öffentlicher Büchereien werden weni-
ger angenommen. Dort aber wären Begegnungen 
mit anderen möglich und Freundschaften würden 
einen positiveren Blick auf die eigene Perspektive 
denkbar öffnen. Der Alltag ist all zu oft von den 
Medien wie Fernsehen, Spielkonsolen, PC-Spiele 
und so weiter bestimmt. Auch wenn diese Aktivi-
täten teils förderlich sein können, so sind sie als 
einzige Angebote im Alltag zu wenig und hinterlas-
sen nicht das Gefühl, ich kann selbst was anpacken 
und erreichen.

Zu wenig Liebe

Klaus Hurrelmann stellte darüber hinaus auf der 
Grundlage einer repräsentativen Umfrage nach 
dem Vorbild der Shell-Studien schon 2007 fest, 
dass die Kinder von arbeitslosen Eltern zusätzlich 
häufig noch weniger Zuwendung und Aufmerksam-
keit bekommen im Vergleich zu Kindern von be-
rufstätigen Eltern. Überdeutlich wird diese Ten-
denz, wenn Kinder formulieren, dass sie sich nach 

einer Umarmung sehnen, die sich ihre Mutter lei-
der nicht leisten kann. An dieser Stelle muss eine 
Umkehr stattfinden, auch und gerade in der öffent-
lichen Debatte. Armut heißt nicht zwingend, dass 
es an Zuwendung fehlen muss. Armut muss auch 
nicht die Kapitulation vor der Erziehungsaufgabe 
bedeuten.

Die beschriebene brandheiße Mischung führt bei 
den sozial schwächeren Kindern fatalerweise dazu, 
dass sie schon von vornherein ihre Zukunftschan-
cen schlechter einschätzen und sich selbst häufig 
für weniger leistungsfähig halten. Da können Bil-
dungseinrichtungen nur gegensteuern, wenn sie 
genügend Personal und Mittel haben, um verläss-
lichen Kontakt zwischen Kindern und Erziehe-
rInnen zuzulassen und ein Umfeld zu schaffen, 
was voll ist mit Anregungen und Angeboten.

Neue Schritte sind nötig

Die Forderung, Armutslöhne zu verhindern und 
Mindestlöhne einzuführen, ist ein Schritt. Die 
Rechtsstellung von Kindern und Jugendliche zu 
stärken ein anderer. Das allein würde eine größere 
Wertschätzung von Kindern 
und Jugendlichen signali-
sieren. Die Gesellschaft 
muss öffentlich Verantwor-
tung übernehmen und fi-
nanzielle Schwerpunkte set
zen. Personalschlüssel und 
Sachmittel sind eine Mög-
lichkeit, vielfältigere nie-
derschwellige Bildungsan-
gebote außerhalb von 
Schule und Kita eine weite
re. Eltern in schwierigen Le
benssituationen brauchen 
nicht stigmatisierende Un-
terstützungsangebote. An-
dere europäische Länder 
zahlen keine Herdprämien 
und auch kein hohes Kin-
dergeld, sondern investie-
ren direkt in Unterstützung 
und Bildung von Kinder-
garten bis zur Hochschule. 
Berlin tut im Bereich der 
Kitas gerade den ersten 
Schritt. Weiter so. �

Raus aus dem Kreislauf
Mehr Unterstützung für arme Kinder

von Sigrid Baumgardt, blz Redaktion
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Seit fast 100 Jahren steht der Name 
Albert Schweitzer für konkrete Mit-

menschlichkeit, für aktives humani-
täres Engagement. Jetzt setzt Regisseur 
Gavin Millar dem legendären Urwald-
arzt und Friedensnobelpreisträger aus 
dem Elsass ein filmisches Denkmal. Die 
Titelrolle übernahm Jeroen Krabbé 
(»Kalmans Geheimnis«, »Der vierte 
Mann«), Schweitzers Ehefrau und Mitar-
beiterin Helene wird von Barbara Hersh-
ey (»Das Porträt einer Lady«, »Hannah 
und ihre Schwestern«, »Lantana«) dar-
gestellt. Zur hochkarätigen internatio-
nalen Besetzung zählen außerdem Ju-
dith Godrèche, Samuel West, Jeanette 
Hain, Patrice Naiambana, Jonathan Firth 
und Armin Rohde.

Mit seinem programmatischen ethi
schen Denken der »Ehrfurcht vor dem 
Leben« und dessen gezielter Umsetzung 
hat Albert Schweitzer beispielhaft deut-
lich gemacht, wie sich ethisches Verhal-
ten konkret begründen und Menschlich-
keit ganz praktisch gestalten lässt. Mit 
Lambarene baute Schweitzer ein Kran-
kenhaus, das dieser Ethik entsprach und 
sich – entgegen damaligen Ansichten – 
den einheimischen Gepflogenheiten und 
Bedürfnissen anpasste. Lambarene fi-
nanzierte sich ausschließlich aus Spen-
dengeldern, die Schweitzer zusammen 
mit seiner Frau auf Vortragsreisen und 
mit Orgelkonzerten akquirierte. Auch 
heute noch ist Lambarene, trotz Subven-
tionen durch den Staat Gabun, eine pri-
vate gemeinnützige Einrichtung.

Der Film startet am 24. Dezember in 
den Kinos. Wir zeigen ihn in einer kos
tenlosen Voraufführung in Kooperation 
mit dem Filmverleih NFP am Sonntag, 
20. Dezember um 12.30 Uhr im Zoo-
Palast der UCI KINOWELT. Unterrichts-

der Begegnung mit Familie und Wegbe-
gleitern zeigt. »Der weiße Rabe« ist ein 
intensiver Film über das schmerzvolle 
und doch so notwendige Erinnern, der 
auch hoffnungsvoll stimmt. Carolin Otto 
hat einen Film über einen Freund ge-
macht, den sie mit der Kamera begleite-
te. Und so ist dieser Film auch ein 
Freundschaftsdienst geworden, mit dem 
sie versucht, den heute fast 90jährigen 
Max Mannheimer in möglichst vielen Fa-
cetten seiner Persönlichkeit zu zeigen.

Der Film startet Mitte Januar in den 
Kinos. Wir zeigen ihn in einer kosten-
losen Voraufführung am Sonntag, 17. 
Januar um 12.30 Uhr im Zoo-Palast 
der UCI-KINOWELT. 

Karten für die beiden Filme sind über die GEW-
Geschäftsstelle erhältlich.

material steht auf der Website der GEW 
BERLIN zur Verfügung! 

Max Mannheimer, geboren 1920, ist 
einer der wenigen KZ-Überlebenden, 

die heute noch über das Unsagbare spre-
chen. Rastlos und scheinbar unermüd-
lich zieht er mit seinen Vortragsreihen 
von Schule zu Schule, zu Gedenkstätten 
und Preisverleihungen, um so lang und 
oft wie möglich mit viel Charisma und 
Eindringlichkeit von den Erlebnissen des 
KZ-Lebens zu berichten. Regisseurin Ca-
rolin Otto begleitete diese außergewöhn-
liche Persönlichkeit und setzt aus der 
breiten Materialfülle ein facettenreiches 
Portrait zusammen, das den sympa-
thischen Zeitzeugen auf Reisen, vor Ort 
in verschiedenen Arbeitslagern und in 
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Neue Filme für GEW-Mitglieder
Voraufführungen der Filme »Albert Schweitzer – Ein Leben für Afrika« und »Der weiße Rabe – Max Mannheimer«

von der Kultur AG der GEW BERLIN

Szenenfoto: Albert Schweizer in Lambarene� Foto: verleih
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Das Kuratorium des »Mete-Eks, i-Fonds« 
hat am 3. November über die Verga-

be des Preises 2009 entschieden, der am 
14. November im Wilhelm-Leuschner-Saal 
des DGB-Hauses feierlich übergeben 
wurde. 

Der mit 2.000 Euro dotierte 1. Preis 
wurde der Berliner Tanzgruppe »Team 
SelaXion« zugesprochen. 

Die Streetdance-Gruppe hat in Jahren 
über den Tanz hinaus eine starke Ge-
meinschaft und einen familiären Zusam-
menhalt gebildet, der auch jenseits des 
Trainings gepflegt wird. Die Jugend-
lichen vieler Nationalitäten haben sich 
entschieden nicht mehr »herumzulun-
gern«, sondern hart zu trainieren, zu-
sammenzuhalten, füreinander da zu 
sein und auf ein Ziel hin zu arbeiten. 
Das Kuratorium war beeindruckt von 
der Leistung des Trainers und Initiators 
der Gruppe, der eine ähnliche Geschich-
te wie die Jugendlichen hat, und von der 
guten Teamarbeit mit dem Jugendclub 
Reinickendorf. Außerdem war das Kura-
torium begeistert, dass die Jugendlichen 
aus eigener Kraft so gut und konstant 

geworden sind, dass sie diverse Meister-
schaften gewonnen haben.

Der mit 1.000 Euro dotierte 2. Preis 
ging dieses Jahr an die Klasse 2-BG-
07.01 der Ernst-Litfaß-Schule. 

Die Auszubildenden Alina, Sophie, Vikto
ria, Patricia und Maxi wurden für ihre Ini
tiative ausgezeichnet, sich über den eige
nen »Tellerrand« hinaus mit Diskriminie
rung, Rassismus und Gewalt auseinander
zusetzen. Sie behalten ihre Ideen nicht für 
sich, sondern tragen sie zum Beispiel in 
Form des durch und durch selbst produzier
ten Comics weiter, um andere aufzuklären.

Eine besondere Anerkennung wurde 
dem »FC Internationale Berlin e.V.« 
zuerkannt.

Der Berliner Fußballclub wurde für seine 
erfolgreiche Jugendarbeit im Ganzen aus
gezeichnet. Im Vereinsalltag geht es um 
mehr als Fußball: Über den Sport werden 
Integration, Miteinander und Teamgeist 
vermittelt. In Projekten werden speziell an 
Themen wie Gewalt, Diskriminierung und 
Sucht, was als Gewalt gegen sich selbst 
betrachtet werden kann, gearbeitet.�
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Ausgezeichnete Jugendgruppen
Mete-Eks, i-Preis geht dieses Jahr an eine Streetdance-Gruppe

von Norbert Gundacker, Mete-Eks, i-Fonds

Harte Tarifauseinandersetzungen zah
len sich aus: Mit Beginn des näch-

sten Jahres werden sich die Einkommen 
vieler Beschäftigter im Land Berlin zum 
Teil deutlich erhöhen.
•	Die Gehälter der Beamten in den Ost-
Bezirken werden von 92,5 Prozent des 
Westniveaus auf 100 Prozent erhöht. Da-
mit ist im zwanzigsten Jahr der deut-
schen Einheit endlich die Angleichung 
der Beamtengehälter erreicht.
•	Der sogenannte Solidarpakt, nach 
dem die Angestellten des Landes Ber-
lin als Beitrag zur Haushaltssanierung 
auf Teilzeit gingen bei gleichzeitigem 
Lohnverzicht, läuft zum Ende dieses 
Jahres aus. Das gilt auch für die Be-
schäftigten in den Kita-Eigenbetrieben 
und anderen Einrichtungen, die tarif-
lich an den öffentlichen Dienst ange-
bunden sind.
•	Für die angestellten Lehrkräfte in Ost 
und West hat die GEW inzwischen einen 
Tarifvertrag abgeschlossen. Die Vergü-
tungen dieser Lehrkräfte steigen ab 1. 
Januar 2010 um rund 4,5 Prozent. Damit 
werden entsprechende Tariferhöhungen 
in anderen Bundesländern auch in Berlin 
umgesetzt. 

Diese Einkommensverbesserungen sind 
nicht zuletzt deswegen zustande ge-
kommen, weil der Arbeitgeberseite eine 
starke Gewerkschaft mit engagierten 
und einsatzbereiten Mitgliedern gegen
überstand. Stark kann eine Gewerkschaft 
aber nur sein, wenn jedes Mitglied sei-
nen satzungsgemäßen Beitrag zahlt, 
welcher von der Höhe des jeweiligen Ar-
beitsentgeltes abhängt. Daher werden 
mit der Erhöhung der Entgelte ab Januar 
2010 auch die Beiträge entsprechend an-
gepasst. Mitglieder, die nach Ende des 
»Solidarpaktes« auf freiwilliger Basis in 
Teilzeit bleiben, melden sich bitte in der 
Mitgliederverwaltung, damit die Bei-
tragshöhe korrekt ermittelt werden 
kann.�

Tariferhöhungen 
bedeuten neue 
Beiträge ab Januar

von Peter Baumann, Schatzmeister

Gut drauf: Die PreisträgerInnen 2009� Foto: Chr. v. Polentz / transitfoto.de
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Schüler haben hier keinen Zutritt! Geh 
bitte raus!« (Vielleicht habe ich auch 

nur unfreundlich »Rrraus!« gesagt. Ich 
habe es verdrängt.) Das Mädchen am Ko-
pierer dreht sich um: »Ich bin keine 
Schülerin, ich bin PKB.« Wie peinlich. 
Unser Kollegium hat eben seit ewigen 
Zeiten keine Junglehrer mehr gesehen. 
Mein Fachbereichsleiter gesteht, dass er 
in der Pause einen »neuen Schüler« auf 
den Hof schicken wollte. Der wehrte 
sich heftig. Auch er war PKB. Seit Schul-
jahresbeginn haben wir fünfzehn neue 
KollegInnen verschiedenster Qualifikati-
on an unserer Anstalt. Ein jüngerer 
Mann unterstützt als Ein-Euro-Kraft die 
Hausmeisterin. Er jätet und gräbt mit re-
nitenten Jugendlichen im Schulgarten 
und kann sie dabei in ihren jeweiligen 
Muttersprachen domestizieren, ich mei-
ne natürlich »anleiten«. Er ist praxiser-
fahrener Lehrer, hat seine Prüfungen 
aber im falschen Land abgelegt. Bei uns 
werden sie nicht anerkannt. Eine andere 
PKB*) fühlt sich an unserer Gesamtschu-
le sichtlich unwohl. Sie hat doch die Stu-
dienratslaufbahn eingeschlagen! Das be-
tont sie, wann immer man freundlich 
grüßt. Dann grinsen wir Älteren ein we-
nig, denn bei uns laufen etliche Studien-
räte rum, und durchaus nicht nur straf-
versetzte. Dafür grinsen die Jungkräfte 
heimlich, wenn wir Altgedienten ver-
zweifelt Lesebrillen, Schlüssel und am 
Computer die Umschalttaste für @ su-
chen (Apple-Tastaturen kennt nicht je-
der....).

Unter den PKBs befinden sich auch 
zwei Frauen, die all die Hürden des Re-
ferendariats erfolgreich bewältigt haben 
und jetzt verblüfft konstatieren, dass 
man ganz ohne Spezialausbildung in 
den Schuldienst gelangen kann. Wir ha-
ben nämlich auch einen Bierbrau-Ingeni-
eur und eine promovierte Sinologin mit 

gefressen. Stimmlage und Diktion wer-
den hilf- und wehrlos. »Vorsicht, das ist 
unser Ober-Chauvi«, verrate ich einer 
jungen Kollegin spöttisch. Der ältere 
Kollege, der sonst nicht auf den Mund 
gefallen ist, wird rot. Wie rührend!

Den neuen Kräften stellen unsere 
Schüler Fragen, die sie sich sonst nicht 
trauen würden. Aber vielleicht interes-
siert sie bei den älteren Lehrern die Ant-
wort auch weniger. »Frau Fleischmann, 
sind Sie lesbisch?« – »Frau Kantaro, Sie 
wirken immer so tiefgründig, Sie wollen 
ständig über das Unbewusste reden. Sa-
gen Sie mal, kiffen Sie eigentlich?« Die 
beiden Befragten lachen sich im Lehrer-
zimmer halb tot darüber und entschwin-
den leider nach kurzer Zeit auf zwei 
Planstellen in einer nahegelegenen Han-
sestadt. So nach dem Motto »Berlin? Ich 
bin doch nicht blöd!« Für sie springen 
zwei pensionierte Kollegen ein, denen 
anscheinend zuhause langweilig ist. Sie 
sitzen beim Mittagessen gern bei un-
seren anderen «Senior Partners«, die 
zum ehrenamtlichem Streitschlichten 
ausgebildet sind, und beweisen, dass 
man Schule fast ohne reguläre Arbeits-
kräfte betreiben kann! Der ständige Per-
sonalwechsel verschafft den Schülern 
ganz nebenbei den Vorteil, dass sie ler-
nen, sich flexibel auf neue Situationen 
einzustellen.

Eine der jungen Kolleginnen kommt 
mit einer Spendendose vorbei. Ihr Co-
Tutor wird nächste Woche zarte dreißig. 
Die Senioren wehren ab: »Nee, bei uns 
wird erst ab 50 gesammelt. Das ist ein 
Konferenzbeschluss!«� Gabriele Frydrych

*) Ich verrate es jetzt mal: PKB = Personalkostenbud-
getierung. Wird im Internet vielen Betrieben und Lan-
desregierungen als Sparfaktor empfohlen.

»an Bord« – wie ich diese Bootsmetapho-
rik liebe! – , die sich um Jugendliche mit 
Schuldistanz kümmern sollen. Sie haben 
am ersten Tag ein rohes Ei mitgebracht 
und dies als gutes Mittel zur Sensibili-
sierung für Referendare und Schüler 
propagiert. Allerdings nur, wenn das Ei 
abends noch heil ist. Ein junger Mathe-
matiker mag keine pubertären Ungeheu-
er und wehrt sich mit harten Zensuren 
und inflationären Tadeln. Nach drei Mo-
naten rettet er sich an die Bundesanstalt 
für Materialprüfung. 

Eine Planstelle oder einen unbefri-
steten Vertrag hat niemand von den 
Neuen. Einige dürfen sich sofort als 
Klassenlehrer engagieren (z.B. in der be-
rüchtigten Spezialklasse, die nur aus 
Wiederholern besteht) und hoffen, dass 
sie nicht nach einem Jahr wieder gehen 
müssen. Dafür stürzen sie sich auch in 
die unbeliebte Gremienarbeit und trau-
en sich nicht, Nein zu sagen, wenn sie 
noch zwei Überstunden und noch zwei 
Schüler bekommen. Die älteren Kollegen 
träumen hoffnungsfroh vom Wieder-
auferstehen der GEW-Betriebsgruppe: 
»Wir haben doch jetzt so viele frische 
Kräfte, die bringen Schwung in den All-
tag!« Die Sportkollegen hoffen dagegen 
auf eine neue, starke Fußballmann-
schaft. Seit Jahren können sie nämlich 
nur noch Volleyball gegen die Schüler 
spielen – weil sie da zumindest strate-
gisch überlegen sind.

Ich beobachte mit Interesse, wie gries-
grämige, mürrische Männer mutieren. 
Für ihre gleichaltrigen Kolleginnen 
schreiben sie so unfreundliche »Bedie-
nungsanleitungen für Frauen« an Beam-
er und DVD-Player, dass man glatt die 
Frauenbeauftragte einschalten müsste. 
Bei der Begegnung mit jungen Kolle-
ginnen haben sie anscheinend Kreide 

Junglehrergl ück
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Du bist 1980 mit 43 Jahren frühpensio-
niert worden, das war ein ziemlicher Ein-
schnitt – oder?

Das war ziemlich hart. Weil ich damals 
auch noch dachte, dass die mich loswer-
den wollten, also politische 
Motive dahinterstehen. Ich 
hatte ja schon einige Diszi-
plinarverfahren hinter mich 
gebracht, die ich alle erfolg-
reich überstanden hatte, 
und jetzt versuchen sie es 
auf diesem Wege – dachte 
ich. Aber der Unfall im 
Sportunterricht war doch 
ziemlich schwer, weil auch 
noch eine Nervenverletzung 
vorlag. Ich bin dann noch 
mal an einer anderen Schule eingesetzt 
worden, merkte aber, dass ich das nicht 
durchhalte. Es ging ein, zwei Wochen 
gut, aber ich hatte immer mehr Mühe 
mich zu regenerieren. Und als ich dann 
gegenüber einem Schüler wegen einer 
Kleinigkeit ausgerastet bin, habe ich 
selbst das Handtuch geschmissen. Ich 
habe mich noch einmal vom Neurologen 
untersuchen lassen, der mir aber keine 
Hoffnung machte, dass sich schnell et-
was verändern würde.

Mit fast dreißig Jahren Pensionärsdasein 
hast du reichhaltige Erfahrung mit dem 
Ruhestand. Wie bist du zurechtgekommen? 

Na, ich habe mein Leben voll umge-
stellt und bin Hausmann geworden.

glieder werben. Und das habe ich auch 
geschafft. 

Also wenn heute jedes neue Mitglied, ein, 
zwei neue Mitglieder mitbringen würde, 
stünden wir sehr gut da.

Heute geht das nicht mehr so. Damals 
war es noch möglich, wir waren ziem-
lich euphorisch und überzeugt. Ich habe 
mich dann auch gleich im Personalrat 
der Studienreferendare engagiert und 
wurde dort Vorsitzender.

Danach warst du dann als Vorsitzender 
der Fachgruppe Gymnasien in Berlin ak-
tiv und hast auch auf Bundesebene in 
dieser Fachgruppe gearbeitet. Und dann, 
1977, der plötzliche Sprung zum GEW-
Landesvorsitzenden. Das war in den 
Zeiten der Spaltung.

Ja, Lore Kujawa war ja Vorsitzende, als 
die GEW BERLIN aus dem DGB geschmis-
sen wurde. Gegen diesen Ausschluss aus 
GEW und DGB hatten vier Leute geklagt, 
während parallel von oben, maßgeblich 
vom Bundesvorstand um Erich Frister, 
eine neue GEW unter dem Dach des DGB 
gegründet wurde. Lore Kujawa und Hel-
mut Stange orientierten darauf, die GEW 
BERLIN aufzulösen und dem neuen Ver-
band beizutreten. Wir, die sogenannte 
freie Linke, waren dagegen: Wir waren ja 
schon in einer Gewerkschaft und wir 
brauchten keine von oben oktroyierte! 

War euch klar, was da auf euch zukam?

Du warst ja damals schon bekannterma-
ßen ein guter Koch. Das war doch schon 
mal eine gute Voraussetzung!

Stimmt, meine Wohnung in der Kant-
straße im vierten Stock war damals nicht 

nur bei GEW-lern ziemlich 
bekannt. Wir, der damalige 
Vorstand der GEW BERLIN, 
haben hier einige Sitzungen 
gemacht, also gewisserma-
ßen Arbeitsessen. Einmal 
sogar unten im Keller, 
meinem Weinkeller. Da ha-
ben wir die Tagesordnung 
erledigt – und nebenbei 
Weinprobe gemacht. Ich war 
ja auch noch nach meiner 
Pensionierung bis 1981 als 

GEW-Vorsitzender unterwegs. Da bin 
dann mit unserem Kind, Benny war da-
mals gerade zwei Jahre alt, auf dem Arm 
zu Sitzungen mit der ÖTV gegangen, wo 
die mich ganz entgeistert angeschaut 
haben. Denen musste ich erst einmal er-
klären, dass ich als Hausmann nicht ein-
fach das Kind zuhause lassen kann. Das 
Problem würden sie ja kennen, da sie 
auch ErzieherInnen organisieren, merkte 
ich etwas hämisch an.

Seit 1966 bist du Mitglied der GEW. Warst 
du da noch Student?

Nein da war ich schon im Referendari-
at. Das ging dort aber gleich heftig los, 
weil irgendeiner die Idee aufbrachte, je-
der soll zehn oder zwanzig Neumit-

Zehn Jahre Hausmann
Gerhard Schmidts Jahre als in- und aushäusiger Aktivist und seine Zeit als Lehrer in Zehlendorf

Das Gespräch führten Dieter Haase und Klaus Will
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Gerhard Schmidt, 1977 als Vorsit-
zender der GEW BERLIN
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Das hieß, dass wir uns für den Ernst-
fall vorbereiten mussten: nämlich aus 
unseren Reihen den Vorstand zu stellen. 
Das war zunächst recht schwierig, denn 
keiner wollte Vorsitzender werden. Ich 
selbst hatte Boris Fahlbusch vorgeschla-
gen, aber der wollte nicht. Und als ich 
mich darüber beschwerte, dass das so 
nicht gehe, es könnten sich nicht alle 
drücken, hieß es »Dann mach du es 
doch!« Da konnte ich schlecht zurück. 
Die Besetzung der anderen Positionen 
ging dann recht schnell. Mit Utz Förder-
reuther hatten wir sogar einen cleveren 
Schatzmeister. Als dann die Landesdele-
giertenkonferenz kam, waren wir gut 
vorbereitet und konnten sofort einen 
neuen Vorstand wählen und die Ge-
schäfte übernehmen. Selbst ein Vertrag 
für die Rechtsschutzversicherung der 
Mitglieder lag unterschriftsreif vor. Das 
war der Trumpf, den die andere Seite ei-
gentlich für sich in Anspruch nehmen 
wollte, dass die Mitglieder bei uns plötz-
lich ohne Rechtsschutzversicherung da-
stehen und dann schnell in die GEW im 
DGB eintreten. Also, wir waren da schon 
sehr gut, das sehe ich auch heute noch 
so. Wir hatten sogar bessere Rechtsschutz
bedingungen als der Rechtsschutz des DGB!

Kommen wir aus der grauen Vorzeit wie-
der in eine aktuellere Zeit, nämlich in die 
Zeit des Mauerfalls. Du hast in der letzten 
blz geschildert, wie du damals als Kurier 
für die GEW unterwegs warst. Nach zehn 
Jahren Hausmann bist du also wieder 
voll eingestiegen ins politische Leben.

Na, eigentlich war ich auch schon frü-
her wieder außerhäusig aktiv. Auf Bundes
ebene habe ich zusammen mit anderen, 
Alfred Harnischfeger und René Schwerdt
feger zum Beispiel, die gewerkschaft-
liche Bildung mit aufgebaut. Wir haben da 
ein bundesweites Seminarkonzept ent-
wickelt und durchgeführt. Zum Beispiel 
mit Rollenspielen zu Themen wie »Was 
macht man, wenn eine Schule geschlos-
sen werden soll?« Als dann die Mauer 
fiel, war ich in Berlin ziemlich nah am 
Ball, und so fragte man bei mir an, ob 
ich beim Aufbau der neuen Strukturen 
helfen wollte. Da war es dann ziemlich 
schnell vorbei mit dem Hausmann. Mei-
ne damalige Frau, die mich zuerst er-
muntert hatte, da einzusteigen, war 
dann gar nicht mehr so begeistert, weil 
ich nicht mehr ständig zuhause war. 

Warst du da nur in Berlin oder insgesamt 
in den neuen Bundesländern unterwegs?

Ich war in allen neuen Bundesländern 

Das waren schon einige Jahre. Bis ich 
dann in Ungnade fiel. Achim Albrecht, 
der damalige stellvertretende Bundes-
vorsitzende, wollte etwas anderes als 
ich. Na ja.

Jetzt mal zu einem ganz aktuellen The-
ma: Verfolgst du als Ex-Funktionär für 
den Gymnasialbereich die gegenwärtige 
Diskussion um diese Schulform?

Damals kam ja auch die Gesamtschule 
auf, aber ich bin direkt vom Referenda-
riat ans Gymnasium gekommen. Und 
dort musste ich richtig kämpfen, um 
GEW-Positionen durchzubringen. Ich 
musste gewissermaßen die Schule unter-
wandern, bis die Hälfte des Kollegiums 
in der GEW war. Wir haben uns in der 
GEW-Schulgruppe auf die Gesamtkonfe-
renzen vorbereitet und abgesprochen, 
was dann dazu führte, dass plötzlich die 
Wahlen anders liefen als vorher. Da wur-
de uns Gruppenbildung vorgeworfen. 
Vorher, als der Philologenverband jahre-
lang Gruppenbildung betrieben hatte, 
spielte das keine Rolle, aber bei der GEW 
war das natürlich anders. 

Um zur aktuellen Frage zu kommen: 
Ich bin eigentlich erstaunt, dass sich das 
Gymnasium, das in Europa eigentlich 
einzigartig ist, so lange halten kann. 
Und das in einem Land wie Deutschland, 
das eigentlich dem Fortschritt verpflich-
tet ist. Da sind doch erhebliche Über-
ängste vorhanden, die verhindern, dass 
eine modernere Schulform auch hier 
eingeführt wird. Im Übrigen: Ich unter-
scheide immer zwischen engagierten 
Lehrern und nicht engagierten Lehrern. 
An den Gymnasien gibt es sehr viele en-
gagierte Lehrer. Aber die bleiben, egal 
an welcher Schulform, gute Lehrer – viel-
leicht würden sie in einer anderen Schul-
form sogar noch bessere Lehrer werden. 

Gerhard, wir danken dir für das Ge-
spräch!

Gleichfalls danke! Aber ich habe noch 
was, eine kleine Anekdote. Mir wurde mal 
zugetragen, dass mein damaliger Schul-
leiter auf einer Feier im privaten Kreise 
gesagt hätte, er habe da einen sehr gu-
ten Lehrer, und er verstehe überhaupt 
nicht, was der in der GEW zu suchen ha-
be. Ich bin darauf hin zu ihm gegangen, 
habe ihm erzählt, was ich gehört habe 
und zu ihm gesagt: »Ich wollte Ihnen 
nur eins sagen: Ich bin deshalb ein so 
guter Lehrer, weil ich in der GEW bin.«

Das macht sich aber gut für unsere Mit-
gliederwerbung! Danke.�

unterwegs. Ich hatte zwei Aufträge: Zum 
einen sollte ich das Berliner Büro des 
GEW-Hauptvorstandes aufbauen und lei-
ten. Und der zweite Auftrag war, mit Al-
fred Harnischfeger zusammen den Auf-
bau Ost zu koordinieren. Er hatte den 
Süden und ich den Norden und wir ver-
anstalteten eine Reihe von Schulungsse-
minaren. Das war eine richtig spannende 

Zeit. Wir haben nahezu alles gemacht, 
und immer auf Anforderung, also nach 
den Bedürfnissen der Leute, was sie or-
ganisatorisch brauchten. Ich glaube, wir 
haben da ganz gute Arbeit geleistet. Zu-
mindest haben sich bei der GEW die Lan-
desverbände in den neuen Ländern bes-
ser und eigenständiger entwickelt als 
bei manch anderer Gewerkschaft.

Du bist ja heute noch bekannt wie ein 
bunter Hund. Viele sind noch heute ange-
tan von den damaligen Schulungen. Wie 
lange hast du das gemacht?

Gerhard Schmidt

ist Jahrgang 1937 und pensionierter 
Gymnasiallehrer mit den Fächer Franzö
sisch und Sport. Er war in der Zeit der 
GEW-Spaltung von 1977 bis 1981 Vor-
sitzender des ausgeschlossenen Landes
verbandes und wurde 1980 wegen eines 
schweren Unfalls im Sportunterricht früh
pensioniert. Gerhard ist trotzdem seit Jah
ren aktiv im Basketballverband bei der 
Trainerbetreuung und beim Förderverein 
der Conrad-Grundschule, die seit 1980 
mit Spendengeldern eine Grundschule 
in Gambia, Westafrika, aufbaut und be-
treut. Mit bald vier Enkeln gesegnet, ta-
stet er sich wieder mit Freude an den 
Kita- und Grundschulbereich heran.
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Sylvester ist klassisch der Augenblick, 
in dem Menschen sich Rechenschaft 

über das vergangene Jahr ablegen kön-
nen – was sie an Liebe gespendet, was 
sie geschafft haben oder wie zwecklos, 
wie sinnleer und wie vergeblich sie die 
Zeit des Jahres vergeudet haben. Viele 
vertreiben ihr schlechtes Gewissen mit 
gewaltigen Böllerschüssen in der Hoff-
nung, dass ihre Schuldgefühle, die sie 
böse Geister nennen, im Getöse unterge-
hen. Andere nehmen sich – wieder ein-
mal – vor, nun aber wirklich die Faulheit, 
den Eigennutz, die Genussucht und so 
was alles aufzugeben. Mit herrlich 
schimmernden Raketen feiern sie ihren 
Entschluss. 

Wieder andere weiten den Blick von 
dem einen vertanen Jahr auf das ganze 
Leben in der Hoffnung, wenigstens frü-
her einmal nützlich gewesen zu sein. In 
Zuckmeiers »Hauptmann von Köpenick« 
hat der Schuster Voigt Angst davor, dass 
nach seinem Tode der Herr ihn fragt, 
»was haste jemacht, Wilhelm, mit dem 
Leben, das ick dir jejeben habe?« Der 
Schuster hätte aufzählen müssen, wie-
viele Jahre seines Lebens er im Gefäng-
nis Tüten geklebt hat. – Ich hatte Glück, 
habe mich nie erwischen lassen und war 
deshalb nie im Gefängnis. Ich habe auch 
statt Tüten kleben anderes gemacht. 
Zum Beispiel:

Ich habe mir ungefähr 33 000 mal die 
Brille geputzt. Dagegen habe ich nur ca. 
2000 Briefmarken angeleckt. Außerdem 
habe ich gut 21 000 mal die Zeitung 
nach dem Lesen wieder zusammengefal-
tet. Das Falten hat insgesamt nahezu 
zwei Wochen gedauert. 

Einen großen Teil meines Lebens habe 
ich im Bett verbracht, einen anderen im 
Badezimmer. Ehe ich, um Zeit zu sparen, 
Bartträger wurde, habe ich mich zwanzig 
Jahre hindurch rasiert. Das dauerte ins-
gesamt mindestens zwei Monate. Einen 
Monat lang habe ich mir die Fingernägel 
gefeilt. Ich habe mir rund ein halbes 
Jahr lang die Zähne geputzt. 19 Tage 
lang habe ich die Zahnpasta-Tube aufge-

an meiner langen Zigarette entlang zu 
fahren. Das alles neben dem Telefonie-
ren, dem Haare raufen und dem Warten 
auf besseres Wetter; Rauchen, hat mich 
ungefähr siebeneinhalb Jahre beschäf-
tigt. Ich habe die Arbeitszeit eines halb-
en Jahres am Skattisch verbracht, aller-
dings nur in der Freizeit. Außerdem 
wurde fast die Hälfte der Zeit mit dem 
Mischen der Karten verbraucht. Dabei 
habe ich überschlägig geschätzt zwei 
Hektoliter Bier getrunken. 

Demgegenüber hat es nur vier Tage 
gedauert, bis ich im Dunkeln das Tür-
schloss gefunden habe. Dafür habe ich mir 
– übrigens auch im Hellen – mindestens 
fünf Tage lang die Schuhe auf der fälsch-
lich so genannten Fußmatte abgetreten 
und dabei fast jedesmal gedacht, sie 
müsste eigentlich Schuhmatte heißen. 

Ich habe insgesamt 50 Tage lang die 
Aufhänger an den Waschlappen gesucht. 
Der gesäumte Rand rinnt mir durch die 
Finger, wie das Leben selbst. Täglich 
zweimal vier Sekunden; das sind unge-
fähr eineinhalb Arbeitswochen. Als sozi-
al förderliche Arbeit mit einem Euro ent-
golten, hätte ich jemanden beauftragen 
können, immer für mich den Aufhänger 
am Waschlappen zu suchen. Die 61 Euro 
hätte ich mir leisten wollen. Vielleicht hät
te ich gerade in diesen anderthalb Wo-
chen die wissenschaftliche Idee gehabt, 
auf die die Welt schon so lange wartet. – 
Für die Aufhänger an den Handtüchern 
habe ich nur fünf Wochen gebraucht. 

Sollte mich also beim Ausgang aus 
dieser Welt jemand fragen, was ich »je-
macht habe mit dem Leben« – für fast 
zwei Jahre kann ich Rechnung legen. Au-
ßerdem sagen die Statistiker, dass der 
Mensch rund zwanzig Jahre seines Le-
bens verschläft und fünf Jahre lang 
träumt. � Günther F. Seelig

Der Psychologe Günther F. Seelig gehört mit zu den 
Gründern der Berliner Schulpsychologie und war lange 
Jahre auch in der Lehrerausbildung in Berlin tätig. In-
zwischen pensioniert, hat er 2008 unter dem Titel 
»Die Sternchen der Pusteblume« im Verlag Hans Schi-
ler seine Lebenserinnerungen herausgebracht.

schraubt; 21 Tage lang habe ich sie wie-
der zugeschraubt. Mindestens zwei Wo-
chen lang habe ich den Waschlappen ab-
getastet, um den Aufhänger zu finden. 

Abends habe ich drei Wochen lang 
mein Kopfkissen so zurechtgestopft, 
dass ich gut darauf schlafen kann. Mei-
ne drei kleinen Jungen durften sich min-
destens fünf Jahre hindurch jeden 

Abend ein Gute-Nacht-Lied wünschen – 
jeder ein anderes. Ich habe also rund 
5000 mal gesungen – – – Der Mond ist 
aufgegangen – – – Guten Abend, gute 
Nacht – – – Die Blümelein sie schlafen – – 
– Weißt Du, wieviel Sternlein steh-hehen 
– – – Schlafe mein Prinzchen, schlaf ein – 
– – Guter Mond, Du gehst so stille – – – 
Schlaf, Kindchen, schlaf – – -. 

22 Tage lang habe ich die Serviette in 
die alten Falten gelegt und wieder in den 
Ring geschoben. (23 sek) Einen Tag lang 
habe ich geprüft ob die Toilettenspülung 
alles beseitigt hat. (3 sek) Beim Friseur 
habe ich ungefähr zwei Monate gewar-
tet, damit er mir zwanzig Tage lang die 
paar Haare schneidet. 

Viele Jahrzehnte meines Lebens bin ich 
Raucher gewesen. Ich habe gut eine hal-
be Million Zigaretten geraucht. Zu einer 
einzigen Zigarette zusammengefasst kä-
me das auf eine Länge von 50 Kilometern. 
Bei der in geschlossenen Ortschaften er-
laubten Höchstgeschwindigkeit würde 
ein Auto also eine Stunde brauchen, um 

So viel in einem Leben
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sich bitte bei monika.rebitzki@arcor.de.�
Lore Albrecht/Marianne Pousset

Was noch bleibt

Im November Heft der Zeitschrift Fi-
nanztest (Stiftung Warentest) wird un-
tersucht, welche Alterssicherung man 
benötigt, wenn bei Renteneintritt 80 Pro-
zent des letzten Nettogehaltes zur Ver-
fügung stehen sollen. Je jünger man ist 
oder je später man in den Ruhestand 
geht, desto größer ist die Rentenlücke. 
So fehlen einem 1950 geborenen Allein-
stehenden im Alter 374 Euro, bei einem 
Alleinstehenden Jahrgang 1975 sind es 
schon 1.264 Euro – wenn nicht ander-
weitig (Riester-Rente, Betriebsrente) zu-
sätzlich vorgesorgt wird. Lediglich Be-
amte, die in diesem Jahr nach 40 Dienst-
jahren in Pension gehen, erreichen ein 
Ruhegeld von 80 Prozent des Nettoend-
gehaltes, so Finanztest.

durch die Spandauer Vorstadt  

in Berlin-Mitte

Der Stadtrundgang dauert etwa zwei 
Stunden. Alle TeilnehmerInnen erhalten 
auf Wunsch einen Leitfaden mit Anga-
ben zu den einzelnen Stationen. Der 
Rundgang berührt folgende Punkte: Sy-
nagoge – Centrum Judaicum – Alter jü-
discher Friedhof – Jüdische Schule – So-
phienkirche – Missing house – Hedwigs-
krankenhaus – Koppenplatz – Verlas-
senes Zimmer – Blindenwerkstatt Otto 
Weidt – Clärchens Ballhaus – Kinder-
heim Beith Ahawah – Postfuhramt – 
Künstlerhaus Tacheles. Wir treffen uns 
um 11 Uhr vor der Synagoge in der Ora-
nienburger Str. 29 am Sonntag, den 17. 
Januar 2010. Aus organisatorischen 
Gründen ist eine Anmeldung bis zum 
14. Januar 2010 erforderlich unter Joa-
chim.Dillinger@web.de 

Themenabend der  

Jungen Alten

Am 27. Januar 2010 um 19 Uhr findet 
in der Ahornstraße wieder ein Themen
abend statt: Stolpersteine. Ein Kunstpro-
jekt und seine Umsetzung. �

Ein ungewohntes Bild

Für die Mitgliederversammlung der 
Senioren in der GEW BERLIN müssen wir 
in den Wilhelm-Leuschner-Saal im DGB-
Haus gehen, weil die Räume in der 
Ahornstraße zu klein sind. Für GEW-Mit-
gliederversammlungen eher ein unge-
wohntes Bild, der Saal ist bis auf wenige 
Plätze besetzt. Nach dem Rechenschafts-
bericht gab es eine interessante Diskus-
sion über die politischen Schwerpunkte 
der Arbeit des Ausschusses in den kom-
menden Jahren. Die Palette geht von 
Renten- und Pensionsfragen bis zu der 
Teilnahme an den Demonstrationen ge-
gen die Atomkraft. Einigkeit herrscht da-
rüber, dass die Senioren in der GEW 
nicht dem Klischeebild der auf der Park-
bank sitzenden Rentner entsprechen 
wollen und es auch nicht sind. Ob in der 
Organisation von Veranstaltungen in 
den Bezirken oder politischen Diskussi-
onsrunden durch die Jungen Alten initi-
iert: Es geht ums Einbringen, Mitge-
stalten und das Treffen mit Gleichge-
sinnten. Das zeigte sich auch in der aus-
gewogenen Zusammensetzung von Ost 
und West in der Versammlung.

Als neuer Vorsitzender wurde Jochen 
Brunzel aus Marzahn/Hellersdorf ge-
wählt.

Den kulturellen Höhepunkt bildete ein 
Theaterstück der Bunten Zellen aus der 

Werkstatt der alten Talente im Nachbar-
schaftsheim Schöneberg. Das Stück 
»Blauer Büffel« ist nur zu empfehlen, 
mehr verraten wir nicht. � Dieter Haase

Sing, GEWerkschaft, sing!

Seit mehreren Jahren singen wir ein-
mal in der Woche in einer Gruppe – ohne 
Auftritte, ohne Anspruch und ohne 
Druck zur Perfektion. Gesungen wird 
das, was die Mitglieder vorschlagen, aus 
einer Auswahl von Liedern, die ständig 
erweitert wird. Durch die Klavierbeglei-
tung eines Chorleiters und die Gruppe 
werden unsere ungeübten Stimmen ge-
stützt und gehalten. Auch wer »nicht 
singen kann«, kann dadurch singen – 
weil es einfach Spaß macht!

Viele von uns kennen schöne Lieder, 
auch von früher, die man lange nicht ge-
hört hat und die man gerne mal (wieder) 
singen würde. Deshalb entstand bei den 
Jungen Alten die Idee: Sing, GEWerk-
schaft, sing! Dazu brauchen wir mög-
lichst viele Sangesfreudige und eine mu-
sikalische Anleitung.

Wir suchen also Menschen, die Freude 
am Singen haben, egal, ob die Stimme 
geübt oder ungeübt ist, und einen Men-
schen, der uns mit einem Instrument 
begleiten kann. Interessierte melden 

Die Jungen Alten der Berliner GEW aktiv gegen Atomkraftwerke bei der Großdemonstration »Mal richtig abschalten« am 
5. September 2009. Von links nach rechts Joachim Dillinger, Dagmar Ebmeyer mit Begleitung und Lore Albrecht.
� Foto: Privat
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Durch den Einsatz der Fellows kön-
nen im Unterricht zum Beispiel 

Klassen im Teamteaching unterrichtet 
werden, durch Teilungsgruppen die in-
dividuelle Förderzeit erhöht werden, 
oder einzelne Schüler speziell gefördert 
werden. Außerhalb des Unterrichts ent-
stehen Lern- und Förderangebote von 
Schülerfirmen über Lern-Clubs bis hin 
zu schülergeführten Sport-AGs.«

»Die Bundesländer ermöglichen den 
rechtlichen und finanziellen Rahmen 
des Fellow-Einsatzes, da die Gelder für 
die Fellow-Gehälter aus der öffentlichen 
Hand stammen. Alle Kosten, die u.a. 
durch die Anwerbung, Auswahl, Qualifi-
zierung, Betreuung und Weiterbildung 
der Fellows entstehen, trägt Teach First 
Deutschland gestützt durch seine Förde-
rer, bestehend aus Unternehmen, Stif-
tungen und Privatpersonen.« (aus der 
offiziellen Website von »Teach First«)

Ein fantastisches Projekt, das eigentlich 
die Arbeit an der Schule nur bereichern 

Wenn wir hier mit Hilfe von »Teach 
First« eine etwas dauerhaftere und fach-
lich qualifizierte Ausstattung hinbekä-
men, wäre das Geld vielleicht gut ange-
legt; entsprechend war also unsere Be-
darfsanmeldung.

Nach wenigen Tagen kam das Ange-
bot: Aufgrund »gründlicher und umfas-
sender Recherche« war es »Teach First« 
gelungen, eine hoch qualifizierte Natur-
wissenschaftlerin (Molekularbiologin) aus 
der Ukraine zu gewinnen – mit Sicher-
heit eine Bereicherung und aufgrund 
des eigenen Migrationshintergrunds be-
stens geeignet für unser Integrations-
projekt. Nur: Es ging uns in diesem Fall 
gar nicht um die Integration von Migran-
tenkindern, sondern um Kinder mit be-
sonderem Förderbedarf. Das war »Teach 
First« bei der angeblich so gründlichen 
und umfassenden Recherche leider nicht 
aufgefallen. Wir haben aus diesem Um-
stand geschlossen, dass es zumindest in 
diesem Fall weniger darum ging uns zu 
helfen, sondern eher darum einen Fel-
low gut unterzubringen.

Und die Zeit haben wir auch zum Nach
rechnen genutzt: Uns wäre der Einsatz 
einfach zu teuer geworden. Zudem ver-
stehe ich als Schulleiter in diesem Fall 
auch einmal die Bedenken des Personal-
rates. Es geht immerhin um langfristige 
Verträge, die Mittel binden, welche pri-
mär für Vertretungszwecke zur Verfügung 
gestellt werden. Wenn die nicht ausge-
schöpft werden, dürfen sie auch für an-
dere, den Schülern unmittelbar zugute
kommende Angebote genutzt werden. 
Diese Vorgabe aber steht – so sehe ich 
das – im Widerspruch zu einer vertrag-
lichen Bindung der Schule an einen Fel-
low für den Zeitraum von zwei Jahren. 
Da ziehe ich die jetzige Flexibilität beim 
Einsatz der begrenzten Mittel doch vor.

kann. Der kleine Webfehler: Das verspro-
chene Geld der »öffentlichen Hand« für 
die Fellow-Gehälter wird natürlich nicht 
extra gedruckt, nicht einmal neu verteilt 
– es ist in Form von PKB-Mitteln bereits 
an den Schulen und wird von diesen 
verwaltet. Dennoch hatte die Erweiterte 
Schulleitung an der Sophie-Scholl-Ober-
schule beschlossen, sich zu bewerben. 
Als große Schule verfügt sie über einen 
gut ausgestatteten PKB-Etat – eine zwin-
gende Voraussetzung, um über das An-
gebot überhaupt nachdenken zu kön-
nen. Denn die Schule legt sich auf zwei 
Jahre fest, was den Einsatz der Mittel 
anbelangt – ihr Etat für notwendige 
Fachvertretungen schrumpft entspre-
chend und das nicht unerheblich.

Wir haben dennoch deshalb ernsthaft 
über das Projekt nachgedacht, weil die 
Ausstattung für notwendigen Kooperati-
onsunterricht in unseren Integrations-
klassen in den letzten Jahren deutlich 
geschrumpft ist. Unsere Überlegung: 

»Teach First« oder lieber doch nicht?
Ein Programm will Schule machen

von Klaus Brunswicker, Sophie-Scholl-Oberschule

Das »Teach-First«-Programm

Das »Teach-First«-Programm ist auf zwei Jahre ausgelegt – so lange wird uns das 
Problem begleiten. In der letzten blz haben wir über die Argumente der Personalräte 
informiert; jetzt sollen Schulen zu Worte kommen. Wir haben beide Seiten des Spek-
trums – die Sophie-Scholl-Oberschule, die sich gegen den Einsatz ausgesprochen hat, 
und die Carl-Friedrich-Zelter-Schule, die einen Fellow wünschte, der aber vom Perso-
nalrat abgelehnt wurde. Wer die Auseinandersetzung auch in der Berliner Presse ver-
folgt hat, weiß, dass es deswegen eine ziemlich heftige Kontroverse zwischen Schu-
le und Personalrat gibt. Wir dokumentieren den Brief der KollegInnen der Zelter-Schu-
le in Auszügen. Weggelassen sind die Passagen, die sich mit den konkreten Einzel-
heiten des Konflikts beschäftigen; das möge auf der Bezirksebene weiter besprochen 
werden. Ein Punkt ist aber wichtig: Es gibt nun einmal unterschiedliche Sichtweisen; 
es gibt an einigen Punkten »eingebaute« Interessenkonflikte zwischen einem Kolle
gium und einem Personalrat. Diesen Interessenkonflikt zu negieren wäre töricht; ent-
scheidend ist, wie man im Einzelfall damit umgeht.� Peter Sinram
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»Personalrat leave us kids alone – we 
want education not only from teachers!«

Zur Ablehnung des »Teach First«-Pro-
gramms durch den Personalrat Fried-
richshain-Kreuzberg

Unsere Freude über unseren gelungen 
Assembly-Start ist getrübt! Die vorgese-
hene Moderatorin des Assemblys darf 
nicht an unserer Schule arbeiten! Dieses 
ist sehr schade, da der Personalrat da-
mit unsere monatelange Planung zu-
nichte macht, obwohl die Fellows keinen 
angehenden Lehrerinnen und Lehrern 
einen Arbeitsplatz streitig machen; so 
sollte der Fellow an unserer Schule kei-
nen eigenständigen Unterricht erteilen. 
Teach First vermittelt Hochschulabsol-
venten, die nicht zwingend Lehrer sein 
müssen, für zwei Jahre an Schulen, da-
mit diese zusätzliche Erfahrungen erhal-
ten und sich in Schulen engagieren. Das 
in Amerika erfolgreiche Konzept ist so 
gestaltet, dass eine Win-Win-Situation 
entsteht und beide Partner voneinander 

menhang mit der Umsetzung der 
Schulstrukturreform auf uns zukom-
men, hätte uns eine zusätzliche Mitar-
beiterin sehr geholfen und die Lehre-
rinnen und Lehrer wären ein wenig ent-
lastet worden. Es ist daher umso unver-
ständlicher, dass uns unser eigener Per-
sonalrat derartig behindert. Unsensibel 
sind wir nicht, uns geht es nicht um ei-
nen Konflikt mit dem Personalrat, son-
dern um Lösungen. Das heißt, wir erwar-
ten von unserem Personalrat einen Kom-
promiss im Sinne der Schüler und Leh-
rer und keinen dogmatischen »Feldzug« 
gegen den Senat bzw. die Personalkos-
tenbudgetierung (dieses Gefecht sollen 
sie woanders ausfechten). 

� MitarbeiterInnen der Carl-Friedrich-Zelter-Schule 

Anmerkung: »Assembly« bedeutet Schulversammlung. 
An jedem Mittwoch zur ersten Stunde treffen sich alle 
SchülerInnen, Lehrkräfte, die Schulleitung und die An-
gestellten der Schule in der Turnhalle, um wichtige In-
formationen auszutauschen und aktuelle Geschehnisse 
zu besprechen. Der Fellow sollte die Assembly organi-
satorisch vorbereiten und moderieren.

lernen. Gerade die Krisen des letzten 
Jahres haben uns alle oft wünschen las-
sen, dass Manager und Mitarbeiter in 
den Wirtschaftsunternehmen mit mehr 
Mitgefühl agieren würden, dazu könnte 
ein zweijähriger Einsatz an Schulen 
durchaus beitragen. 

Unser Personalrat führt daher aus un-
serer Sicht eine politisch-ideologische 
Debatte über unsere Köpfe hinweg und 
auf unsere Kosten. Warum z.B. ist er da-
gegen, dass Unternehmen sich in Schu-
len engagieren? Wer die Carl-Friedrich-
Zelter-Schule kennt, weiß, dass wir 
längst mit Unternehmen und freien Trä-
gern sehr intensiv zusammenarbeiten, 
und kennt den Nutzen, den beide Part-
ner und vor allem die Schüler von die-
sem Engagement ziehen. Die Argumen-
tation des Personalrats ist nicht nur ges-
trig, sie verkennt auch den Hauptadres-
saten unserer schulischen Arbeit, unsere 
Schülerinnen und Schüler. (...) Bezogen 
auf die großen Veränderungen die anste-
hen und die Aufgaben, die im Zusam-

Der Entwurf des Schulentwicklungs-
plans für den Bezirk Tempelhof-

Schöneberg sieht aufgrund angenom-
mener Schülerrückgänge die Fusion der 
Grundschule am Barbarossaplatz mit einer 
weit entfernt liegenden Schule Schöne
bergs (Neumark- oder Teltow-Grundschu-
le) vor. Die Umsetzung der Fusionspläne 
kommt einer Auflösung unseres erfolg-
reichen Schulmodells aus Kostengrün-
den gleich. Als Kiezschule mit einem 
Anteil von Kindern aus Familien mit Mi-
grationshintergrund von 42 Prozent ist 
unsere Schule mittlerweile zu einem sta-
bilisierenden Faktor innerhalb des sozi-
alen Gefüges im Bezirk geworden. 

Gegründet wurde die Schule 1989 als 
kleine, überschaubare, wohnortnahe In-
tegrationsschule, in der in jeder Klasse 
zwei bis drei Kinder mit sonderpädago-
gischem Förderbedarf, Schwerpunkt Gei-
stige Entwicklung, unterrichtet werden. 
Von Beginn an haben wir Schulentwick-

dass eine der beiden Schulen Raumka-
pazitäten für eine komplette weitere 
Schule zur Verfügung stellen kann. Das 
bedeutet für uns, es handelt sich hier 
um eine Schließung

25 Schulleiter des Bezirks Tempelhof-
Schöneberg wehrten sich bereits gegen 
die Umsetzung des Schulentwicklungs-
planes mit einem Brief an den Bezirk. 
Rund 300 Eltern und Kinder der Grund-
schule am Barbarossaplatz versammel-
ten sich am 3. November 2009 zu einer 
Kundgebung vor der Sitzung des Schul-
ausschusses der BVV: 

Die Grundschule am Barbarossaplatz 
muss als kleine Schule an diesem Ort er-
halten bleiben! Finanzielle Aspekte dür-
fen nicht über pädagogische Überle-
gungen gestellt werden! �

Weitere Informationen zum Stand der Dinge sind 
unter www.barbarossa-bleibt.de zu finden.

lung, wie sie jetzt vom Senat gefordert 
wird, in vielen Bereichen betrieben und 
haben Konzepte entwickelt, deren Inten-
tion es ist, alle Kinder in ihrer Individu-
alität zu fördern: Unterstützung von 
Kindern mit sonderpädagogischem För-
derbedarf, Arbeiten in jahrgangsüber-
greifenden Gruppen, Wochen- und indi-
viduelle Arbeitspläne und ritualisierte 
Formen des Klassen- wie auch des Schul-
lebens.

All unsere Konzepte zur Gestaltung 
des Schullebens, zur Integration, zur 
Ganztagsbetreuung in Kooperation mit 
dem benachbarten Pestalozzi-Fröbel-
Haus (PFH), zum jahrgangsübergreifen-
den Lernen und neuerdings zur Inklusi-
on waren immer auf die besondere Situ-
ation einer kleinen Schule mitten im 
Kiez abgestimmt und haben sich be-
währt. Daher sind sie nicht beliebig auf 
andere Schulen im Schöneberger Norden 
übertragbar, außerdem ist es unmöglich, 

Barbarossa muss bleiben
Widerstand gegen die Schließung einer Grundschule mit langjähriger Integrationserfahrung

von Regine von Papen und Kerstin Fakler, Barbarossa-Grundschule
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Mit Beginn des Schuljahres 2010/11 
werden die Sekundarschulen mit 

3,5 Stellen Schulsozialarbeit ausgestat-
tet. Ein großer Erfolg! Wenn wir aber be-
denken, dass Anfang der siebziger Jahre 
an den Gesamtschulen der Stellenpool 
schon vorhanden war, dämpft der Ge-
danke die Fortschrittlichkeit der Berliner 
Schulreform. Dennoch, es ist gut so, 
dass die Schulsozialarbeit endlich einen 
Stellenwert in der Schullandschaft ein-
nimmt. Schon durch die Einführung des 
durch den Europäischen Sozialfonds 
(ESF) geförderten Projekts 
»Jugendsozialarbeit an 
Berliner Hauptschulen« 
wurde im Mai 20006 ein 
zukunftsweisender 
Schritt vollzogen. Der an 
die Öffentlichkeit getra-
gene Brief des Kollegiums 
der Rütli-Schule bewirkte 
sogar, dass die restlichen 
Berliner Hauptschulen 
schon im September 2006 
eine Stelle für die Schul-
sozialarbeit bekamen. Im 
nächsten Schritt waren 
die Sonderschulen an der 
Reihe und heute können 
auch die Grundschulen von der Initiati-
ve des Rütli-Kollegiums  profitieren. Er-
wähnenswert sind außerdem die über 
die Jugendhilfe finanzierten Schüle-
rInnenclubs und Schulstationen. Trotz 
dieser positiven Entwicklung gibt es 
Handlungsbedarf, der sich hinter den 
3,5 Stellen pro Sekundarschule verbirgt.

Für die Qualität einer Schule spricht 
die kontinuierliche Zusammenarbeit al-
ler am Schulleben beteiligten Akteure. 
Gemeint sind hier in erster Linie Lehre-
rInnen und SchulsozialarbeiterInnen, 
die für die Professionalität an einer 
Schule sorgen. Kontinuität heißt auch 
Verlässlichkeit. Mit der Einführung des 
3,5 Stellenanteils auf einer flexiblen Ba-
sis kann aber eine Verlässlichkeit hin-
sichtlich der SchülerInnen nicht gewahrt 
werden. Vorgesehen ist im Gesetzent-
wurf, dass jede Schule »eigenverant-

einer kontinuierlichen Zusammenarbeit 
zwischen festangestellten Schulsozialar-
beiterInnen und LehrerInnen. Die Schul-
sozialarbeit muss mit Sozialpädago-
gInnen in Verbindung gebracht werden, 
die tagtäglich in der Schule präsent sind, 
so wie wir es von LehrerInnen gewohnt 
sind. Um das Vertrauensverhältnis zu 
den SchülerInnen aufbauen zu können, 
bedarf es erfahrungsgemäß eines län-
geren Zeitraums. Immer wiederkehrende 
Projekte sind dazu kaum in der Lage. 

Wir benötigen eine Schule, an der Leh-
rerInnen wie auch 
Schulsozialarbei-
terInnen und Er-
zieherInnen zum 
festen Bestandteil 
zählen und als 
Team zusammen-
arbeiten. Erst der 
Prozess des Zu-
sammenwachsens 
beider Professi-
onen ermöglicht 
eine erfolgreiche 
integrierte Sekun-
darschule.

Welche Argu-
mente sprechen 

aber nun aus Sicht der Schulreformer 
für die Flexibilität? Bezirke mit weniger 
problematischen SchülerInnen benöti-
gten keine festen SozialarbeiterInnen, 
weil hier eine gutbürgerliche Schicht be-
heimatet sei. Im Gegensatz dazu wird 
die Festschreibung von Sozialarbeite-
rInnen in Stadtteilen mit einem hohen 
Anteil von MigrantInnen empfohlen. 
Schulsozialarbeit ist aber unabhängig 
von der Schulform nötig, wie uns die 
Amokläufe zeigen. Die Gesellschaft ist 
im Wandel. Schulsozialarbeit hat für alle 
SchülerInnen ein offenes Ohr. Es ist da-
her nicht relevant, in welchem Bezirk 
sich eine Schule befindet, sondern dass 
der Beziehungsaufbau zu den Schüle-
rInnen im Mittelpunkt steht und ein 
Konkurrenzabbau zwischen den Profes-
sionen stattfindet. Dazu benötigt jede 
Schule mindestens feste 3,5 Stellen!�

wortlich« über die Verwendung der zu-
gewiesenen finanziellen Mittel für 3,5 
Stellen frei verfügen kann. In der Praxis 
kann die Schule den Umfang der Stellen 
mit SozialarbeiterInnen oder ErzieherIn
nen im vollen Umfang ausnutzen, eine 
andere Schule kann wiederum auf eine 
Kontinuität der Schulsozialarbeit als 
festen Bestandteil im Kollegium verzich-
ten. Eine weitere Schule entscheidet sich 
für zwei feste Stellen und der Restbetrag 
wird flexibel für Projekte verwendet. Die 
Modellvielfalt ließe sich hier weiter aus-

bauen. Gegen eine flexible Handhabung 
sprechen die Kontinuität der Schulsozi-
alarbeit und ihre Etablierung an den 
Schulen.

Das ist nämlich grob betrachtete noch 
nicht geschehen. Der Konkurrenzdruck 
zwischen SozialarbeiterInnen und Leh-
rerInnen ist dabei nicht zu vernachlässi-
gen. Schulsozialarbeit ist neu und bringt 
damit andere Sichtweisen in die einzel-
ne Schule. Der Blick auf die Ressourcen 
der SchülerInnen in seiner sozialpäda-
gogischen Ausprägung ist oft neu. Die-
ser Blick, mit einem prozessualen Hand-
lungsmuster gepaart, steht dem traditio-
nellen Leistungsgedanken der Schule 
entgegen. Es sieht so aus, als passen 
diese beiden polarisierten Sichtweisen 
nicht zusammen. Der Anschein trügt. 
Beide Sichtweisen können sich wunder-
bar ergänzen. Dazu bedarf es allerdings 

Alle Schulen brauchen Schulsozialarbeit
Die Stellen dafür sollten nicht zweckentfremdet werden

von Berthold Pleiß, Sozialpädagoge an der Dag-Hammerskjöld-Oberschule
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Nach Amokläufen an Schulen werden 
bis zu hundert Psychologen zusam-

mengezogen, um Beistand zu leisten. In 
einer Nachrichtensendung wurde ein 
Mädchen präsentiert, deren Freundin 
sich unter den Opfern befand. Auf die 
Frage, ob ihr denn schon jemand geholfen 
habe, antwortete sie unter Tränen, ihr 
sei von einer Psychologin geraten wor-
den, sich mit einer Freundin zu treffen.

Den ersten Schulamoklauf in Deutsch-
land gab es 1964, acht Kinder und zwei 
Lehrerinnen wurden getötet, zahlreiche 
andere Menschen schwer verletzt. Über-
lebende Opfer und Zeugen berichten auf 
Nachfrage erstaunt, sie seien überhaupt 
nicht betreut worden. Man habe das Er-
lebte entweder selbst oder gewisserma-
ßen beiläufig im Rahmen der Familien, 
der Nachbarschaft und der Kirchenge-
meinde bewältigt, sodass trotz allem ein 
Weiterleben möglich wurde. Natürlich habe 
das Ereignis bis heute fortwirkende Spu-
ren in den Lebensläufen hinterlassen. 

Zerfallende Strukturen

Eine Generation nach Kriegsende herrsch
te noch jene im preußischen Deutschland 
seit Generationen endemische Mentalität 
des Zähnezusammenbeißens. Galt damals 
Härte als der gute Koch in der Erziehung 
und oberste Lebensmaxime, scheinen 
jetzt Generationen in Erwartung eines 
pasteurisierten und homogenisierten Le-
bens heranzuwachsen, das weitgehend 
schmerz- und leidensfrei verläuft. Sie 
werden dann bereits von relativ gerin-
gen Erschütterungen aus der Bahn ge-
worfen und fühlen sich traumatisiert.

In den 60er Jahren existierte noch ein 
fragiles Gebilde, das als soziales Im-
munsystem bezeichnet werden kann. 

tums medial groß in Erscheinung getreten. 
So genannte Kriminalpsychologen haben 
Prävention als lukrativen Forschungs- 
und Geschäftszweig entdeckt und warten 
mit Amok-Frühwarnsystemen auf. Sie sug
gerieren, durch Einführung eines Bedro-
hungsmanagements und von ihnen aus-
gebildeten Krisenteams ließe sich an 
Schulen die Zahl der Schulschießereien 
drastisch reduzieren und das Problem 
in den Griff bekommen. Warum erhalten 
luftleere Präventionsversprechen eine 
derart große Resonanz? Weil der Amok-
lauf die bürgerlichen Ordnung durch-
bricht und zugleich deren Negation ist. 
Die Täter sind unauffällige freundliche 
Nachbarn, treu sorgende Familienväter, 
harmlose Eigenbrötler. 

Die dunkle Seite des Alltags

Amok kann überall stattfinden. Amok-
läufer sind deshalb die dunkle Seite des 
Alltags, weil sie die Normalität wahllos 
durchbrechen. Amokläufer erschüttern 
die Bürger, indem sie mit Einzelaktionen 
das staatliche Gewaltmonopol in Frage 
stellen und der Staat wenigstens so tun 
muss, als verfüge er über präventive 
Maßnahmen. Deswegen greift er nach je-
dem Massaker tief in die Kiste der sozi-
alpolitischen Palliativmedizin: Es wird 
dies und das verschärft und verboten, 
die Polizei wird weiter aufgerüstet und 
die »innere Sicherheit« militarisiert. Staat 
und Gesellschaft lassen es sich etwas 
kosten, die Ursachen der Gewalt bestehen 
zu lassen und ihre Folgen mehr oder we-
niger repressiv zu bekämpfen.�

Nachdruck aus der Zeitschrift der GEW BREMEN, 
September-Ausgabe

Einzelne waren in soziale Gemein-
schaften eingebettet, auch im Falle größ-
ter zwischenmenschlicher Katastrophen 
war niemand allein. Die Menschen inte-
ressierten sich noch füreinander und 
kümmerten sich umeinander, wenn je-
mand in eine Notlage geriet. Hier müs-
sen in der Vergangenheit gravierende 
Veränderungen vor sich gegangen sein. 
Die Tendenz zur Individualisierung hat 
die letzten Reste von Gemeinschaftlich-
keit offensichtlich geschleift und das so-
ziale Immunsystem erodieren lassen. 
Mitgefühl, sorgende Zuwendung und ge-
genseitige Nothilfe nahmen Warenform 
an und wurden mehr und mehr in be-
zahlte Dienstleistungen verwandelt. Das 
sagt viel über den Zustand einer Gesell-
schaft aus, die bezahlte Experten benö-
tigt, um Kinder zu trösten. 

Nach Massakern befinden sich bis zu 50 
Psychologen vor Ort, um Schüler, Lehrer 
und Angehörige zu betreuen. Wöchent-
lich stehen dann zwei Stunden Trauma-
bewältigung auf dem Lehrplan. Eine 
Schülerin berichtete, die Psychologin ha-
be die Stunde damit begonnen, dass alle 
Gefühle in einen mitgebrachten Karton 
hineingetan werden sollten. Die Schüler 
wurden gedrängt Fragebögen ausfüllen, 
damit die Psychologen herausfinden 
konnten, wer hochtraumatisiert ist und 
deshalb eine Einzeltherapie benötigt. 

»Wir sind doch nicht psychisch kaputt, 
wir sind einfach nur traurig«, wehrte 
sich ein 16jähriger Schüler. Eine Schüle-
rin äußerte, neben der Journalisten-Pla-
ge seien eigentlich das Schrecklichste 
die Psychologen, die das Alleinsein mit 
sich selbst oder mit Freunden und Ange-
hörigen mit raffinierten Tricks zu ver-
hindern suchten. 

In der letzten Zeit ist noch eine andere 
Variante psychologischen Trittbrettfahrer

»Fürsorgliche Belagerung«
Über den Einsatz von Traumaexperten

von Götz Eisenberg, Sozialwissenschaftler und Familientherapeut in Hessen
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In der letzten blz hatten wir schon 
über den Sternmarsch und den juri-

stischen Erfolg der Zulassung des Volks-
begehrens berichtet. Jetzt hat der Senat 
reagiert: Nach einer Verständigung mit 
den Initiatoren des Volksbegehrens hat 
er in seiner Sitzung am 27. Oktober 
2009 beschlossen, über einen Stufen-
plan bis zum Jahr 2013 Verbesserungen 
für die Berliner Kindertagesstätten um-
zusetzen. Damit wird ein großer Teil der 
Forderungen des Landeselternausschus
ses Berliner Kindertagesstätten (LEAK), 
des Berliner Kitabündnisses und der 
GEW BERLIN erfüllt. Sobald die mit dem 
LEAK vereinbarten Inhalte gesetzlich 
verankert sind, wird das Volksbegehren 
vom LEAK zurückgezogen.

Der erste Teil des Stufenplans sieht fol
gendes vor: Danach soll der Personal-
schlüssel in zwei Schritten abgesenkt wer
den, ab 1. April 2010 um 0,5 Kinder und 
ab 1. Januar 2011 um weitere 0,5 Kinder 
in allen Altersgruppen. Der Leitungs-
schlüssel für die Freistellung der Kitalei-

Qualität in der Kita«, die mit verschie-
densten Aktivitäten (Postkartenaktion, 
Fotowettbewerb, Kinderfest) begleitet 
wurden.

Untrennbar damit verbunden war die 
Frage nach Bündnispartnern und die Er-
arbeitung gemeinsamer Forderungen. 
Im Februar 2008 ging dann das Berliner 
Kitabündnis an die Öffentlichkeit und 
organisierte fachpolitische Veranstal-
tungen, Diskussionen mit den poli-
tischen Parteien und vielfältige Prote-
staktionen. Ebenfalls ab Februar begann, 
initiiert vom LEAK, die Unterschriften-
sammlung für ein Volksbegehren »Kita-
kinder + Bildung von Anfang an = Ge-
winn für Berlin«. Von Februar bis Juli 
2008 konnten 66.181 Unterschriften für 
die Einleitung eines Volksbegehrens ge-
sammelt werden. Schon hier konnte man 
deutlich erkennen, dass das Thema die 
gesamte Berliner Öffentlichkeit interes-
sierte.

Es geht los 

Nach über zweieinhalb Jahren ernten 
wir jetzt die ersten Erfolge unserer Be-
mühungen. Wir danken allen Kolle-
gInnen, die sich an den verschiedensten 
Protestaktionen und Veranstaltungen 
beteiligt haben und damit zu unserem 
gemeinsamen Erfolg beigetragen haben. 
Jetzt kommt es darauf an, dass diese 
Verbesserungen für die mittelbare päda-
gogische Arbeit der Kolleginnen und 
Kollegen in den Kitas eingesetzt werden 
und somit auch die Arbeitsbedingungen 
der ErzieherInnen verbessert werden. 
Mit diesem Thema wird sich die Fach-
gruppe Tageseinrichtungen für Kinder 
in der GEW BERLIN in der nächsten Zeit 
auseinandersetzen.�

tung wird ab dem 1. Januar 2011 von jetzt 
162 Kindern auf 140 Kinder gesenkt, ab 
dem 1. Januar 2013 dann auf 120 Kin-
der. Der Rechtsanspruch auf einen Teil-
zeitplatz (5 bis 7 Stunden) im letzen 
Kitajahr wird ab Januar 2010 realisiert. 
Ab Januar 2011 soll dies auch für das 
vorletzte Kitajahr gelten.

Der lange und mühsame Weg zum Erfolg

Die GEW BERLIN begrüßt diese Ent-
scheidung des Berliner Senates. Damit 
werden die Rahmenbedingungen der pä-
dagogischen Arbeit verbessert und da-
mit die Bildungschancen der Kinder in 
dieser Stadt erhöht. Bis dahin war es ein 
langer Weg, von unserer Fragebogenakti-
on im Februar 2007 über die Veröffentli-
chung der Ergebnisse, die die übergroße 
Arbeitsbelastung der Kolleginnen deut-
lich gemacht haben, bis zur Entwicklung 
und Durchführung der Kampagne »So-
viel Zeit muss sein! 5 Stunden für mehr 

Riesenerfolg: Verbesserungen  
für die Berliner Kitas
Senatsbeschluss zum Stufenplan

von Christiane Weißhoff, Vorsitzende der Abteilung Kinder-, Jugendhilfe und Sozialarbeit der GEW Berlin

VERÄNDERUNG DES PERSONALSCHLÜSSELS 

Alter	 Betreuungs-	 Personalschlüssel	 Personalschlüssel	 Personalschlüssel
	 umfang	    alt		  ab 01.04.2010	 ab 01.01.2011
		  West	O st	 West	O st	 West	O st

0 – 2	 halbtags	 0,111	 0,108	 0,118	 0,114	 0,125	 0,121

0 – 2	 Teilzeit	 0,143	 0,139	 0,154	 0,149	 0,167	 0,162

0 – 2	 ganztags	 0,167	 0,162	 0,182	 0,176	 0,200	 0,194

2 – 3	 halbtags	 0,100	 0,097	 0,105	 0,102	 0,111	 0,108

2 – 3	 Teilzeit	 0,125	 0,121	 0,133	 0,129	 0,143	 0,139

2 – 3	 ganztags	 0,143	 0,139	 0,154	 0,149	 0,167	 0,162

3 – 6	 halbtags	 0,067	 0,065	 0,069	 0,067	 0,071	 0,069

3 – 6	 Teilzeit	 0,083	 0,081	 0,087	 0,084	 0,091	 0,088

3 – 6	 ganztags	 0,100	 0,097	 0,105	 0,102	 0,111	 0,108
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Vor 20 Jahren fiel nicht nur die Mau-
er, sondern begann auch der längste 

Streik im öffentlichen Dienst in der Bun-
desrepublik Deutschland: der Berliner 
Kita-Streik. Die Gewerkschaften GEW 
BERLIN und ÖTV hatten die ErzieherIn
nen in den 396 öffentlichen Kitas zum 
Streik aufgerufen. Vier Tage nach der 
Maueröffnung begannen am 13. November 
1989 die ersten Warnstreiks, die im De-
zember ausgeweitet wurden. Im Januar 
traten die KollegInnen dann in einen un-
befristeten Streik. Fast alle öffentlichen 
Kitas in den ehemaligen Westberliner Be-
zirken mit rund 5.000 KollegInnen be-
teiligten sich an diesem Arbeitskampf.

Worum ging es? 

Ziel war der Abschluss eines Tarifver-
trages über die Arbeitsbedingungen der 
ErzieherInnen und LeiterInnen. In ihm 
sollten Gruppengröße und Personalschlüs
sel, Zeiten für Vor- und Nachbereitung, 
Fort- und Weiterbildung geregelt wer-
den. Unmittelbares Streikziel war aber 
erst einmal die Aufnahme von Tarifver-
handlungen, die der rot-grüne Senat ver-
weigerte.

Der Streik war in den ersten Wochen von 
einer riesigen Begeisterung und großem 
Engagement der ErzieherInnen getragen. 
Er wurde lange Zeit vom Landeseltern-
ausschuss (LEAK) unterstützt, und unse-
re Forderungen wurden in der (Fach-)Öf-
fentlichkeit als hoch, aber berechtigt an-
erkannt. Dennoch gelang es nicht, den 
Senat zur Aufnahme von Tarifverhand-
lungen zu bewegen. Am 27. März 1990 
wurde der Arbeitskampf nach fast 12 
Wochen beendet.

1992 erklärte sich der damalige Regie-
rende Bürgermeister Diepgen (CDU) be-
reit, mit den Gewerkschaften den »Mini-
Tarifvertrag« abzuschließen. In ihm wa-
ren vor allem Vor- und Nachbereitungs-
zeiten geregelt, aber ohne Personalaus-
gleich und mit dem Vorrang der »Betreu-
ung« vor dem Anspruch auf Vor- und 
Nachbereitung.

In den 20 Jahren seit dem großen Kita-
Streik stand die Frage der Personalaus-
stattung der Kitas stets im Zentrum der 
gewerkschaftlichen Arbeit der GEW BER-
LIN. Vielfältige Aktivitäten und Ausei-
nandersetzungen fanden statt, um dro-
hende Verschlechterungen abzuwehren 
und um Verbesserungen zu erreichen. 
Für die GEW BERLIN als Bildungsgewerk-
schaft war dieses Thema aus zwei Grün-
den immer von besonderer Bedeutung: 
Wir wollten die Qualitätsentwicklung 
und die Kitas als frühkindliche Bildungs-
einrichtungen unterstützen. Gleicherma-
ßen wollten wir aber auch die Arbeitsbe-
dingungen der ErzieherInnen und Leite-
rInnen verbessern. 

Nach genau 20 Jahren ist es nun gelun
gen, eine verbesserte Personalausstattung 
für die Kitas zu erkämpfen. Der LEAK, 
das Berliner Kitabündnis, die GEW BER-
LIN, viele ErzieherInnen, engagierte Wis-
senschaftlerInnen und Jugendpolitike-
rInnen haben gemeinsam einen großen 
Erfolg errungen. �

Erfolg nach 20 Jahren
Im November 1989 begann der zwölfwöchige Kita-Streik

von Bärbel Jung, Kita-Referentin der GEW BERLIN

Sie haben mitgeholfen beim jüngsten Erfolg
 � Foto: Christian v. Polentz
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Wir kennen das alle, das Ko-
lumbien-Klischee aus den B-

Movies der Bush-Ära im Privat-
fernsehen: unrasierte Fieslinge 
gehen im kolumbianischen Ur-
wald dem Drogengeschäft sowie 
ihren sadistischen Neigungen 
nach, sind durch ihre Uniformen 
als Guerilleros ausgewiesen und 
werden durch US-amerikanische 
Helden mit Unterstützung besser 
rasierter Einheimischer letztlich 
ausgeschaltet. Das Reich des Bö-
sen ist in seine Schranken verwie-
sen und alles wird gut. 

Als im Oktober Luis Alberto Va-
negas, Menschenrechtsbeauftrag-
ter der CUT – dem kolumbiani
schen DGB – und Vorstandsmit-
glied der Bildungsgewerkschaft FE-
CODE, die GEW über die aktuelle 
Lage in Kolumbien informierte 
und um solidarische Unterstüt-
zung bat, zeichnete er freilich ein 
anderes Bild. Hier eine schlag-
lichtartige Zusammenfassung:
•	Kolumbien ist geprägt von 
scharfen sozialen Gegensätzen 
zwischen einer kleinen oligar-
chischen Oberschicht, in deren 
Hand wirtschaftliche und poli-
tische Macht konzentriert ist, und 
einer Bevölkerungsmehrheit, die 
in Armut lebt. Seit fast 50 Jahren drückt 
sich dieser Konflikt im Bürgerkrieg mit 
mehreren Guerilla-Bewegungen aus, vor 
allem, weil die Oligarchie eine zivilge-
sellschaftliche, demokratische Austra-
gung der Konflikte mit Gewalt verhin-
dert. 
•	Das betrifft linke politische Parteien, 
Bauernorganisationen, Gewerkschaften, 
Menschenrechtsaktivisten und Vertreter 
der indigenen Bevölkerung. Ihre Mit-

zivile politische Auseinander-
setzung an die Stelle des Bür-
gerkriegs zu setzen. Mehrere 
Tausend KandidatInnen und 
MandatsträgerInnen wurden 
ermordet. Die Guerillabewe-
gungen kehrten in den Unter-
grund zurück. 
•  Der Terror auf dem Land 
führte und führt zu einer mas-
siven Landflucht in die Slums 
der großen Städte. Großgrund-
besitzer konnten sich so zwi-
schen 1982 und 2005 sechs 
Millionen Hektar Land zum An-
bau von Exportprodukten an-
eignen, zuletzt Ölfrüchte für 
Biotreibstoff. 
•  Mittel der staatlichen Re-
pression sind willkürliche, lang
zeitige Inhaftierungen – man 
spricht von derzeit etwa 7000 
politischen Gefangenen – ohne 
Gerichtsurteile. Aber Mittel ist 
auch heute noch der politische 
Mord an politischen und ge-
werkschaftlichen Aktivisten. 
Neben dem Militär üben bis auf 
den heutigen Tag paramilitä-
rische Kräfte, finanziert durch 
Großgrundbesitzer und Unter-
nehmer, Drogenhandel, Erpres-
sung und Entführungen, Terror 

durch Morddrohungen und Mord aus. 

Die Unterdrückung geht weiter

In der Regierungszeit des jetzigen 
konservativen Präsidenten Uribe seit 
2002 setzt sich diese Politik fort. Wäh-
rend ich den Artikel verfasse, erhalte ich 
die Nachricht von der Ermordung eines 
Lehrers auf dem Land sowie eines Füh-

glieder, Funktionäre, Kandidaten und 
Amtsträger wurden bedroht, vertrieben 
oder ermordet unter dem Vorwand, sie 
hätten die Guerrilla unterstützt. Beteiligt 
waren Militär und Polizei, aber beson-
ders durch die Oligarchie privat organi-
sierte Todesschwadronen. 
•	Anfang der neunziger Jahre scheiterte 
der Versuch, durch einen Waffenstillstand 
und Beteiligung der Linken einschließ-
lich der Guerilla-Gruppen an Wahlen die 
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Kolumbien jenseits der Medien-Klischees
Gewerkschaften suchen Hilfe gegen politische Repression

von Thomas Isensee, Lehrer im Ruhestand Fo
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rungsmitglieds der neuen Linkspartei 
»Polo Democratico«. 

Allerdings agiert der Vertreter der tra-
ditionellen Oberschichten, dessen poli-
tische Unterstützer und Wahlkampffüh-
rung engstens mit paramilitärischen 
Gruppen verknüpft sind, als harter Law-
and-order-Mann, der unnachsichtig ge-
gen Drogenhandel und »Terrorismus« 
vorgeht. Die Wortwahl ist wichtig: Damit 
wird geleugnet, dass es sich um poli-
tische und soziale Konflikte handelt und 
in der Auseinandersetzung mit der 
Guerrilla um einen Bürgerkrieg. Dann 
gibt es auch keine politischen Häftlinge 
und keine Kriegsgefangenen … Dann 
kann man sich auch an der Seite der USA 
in den »Krieg gegen den Terror« einord-
nen, die schlimmsten Paramilitärs an die 
USA ausliefern und zugleich im Wahl-
kampf und bei der Unterdrückung von 
Gewerkschaften und anderen Gruppen 
der Zivilgesellschaft weiter auf Terror 
setzen. So sind seit 2002 1200 Anführer 
indigener Gruppen und etwa 500 Ge-
werkschafter ermordet worden. 

Uribe gehört zu den letzten Verbünde-
ten der USA in Lateinamerika, auch un-
ter Obama. Er erhält massive Militärhilfe 
für den Kampf gegen die Guerrilla – ob-
wohl es doch angeblich keinen Krieg 
gibt – und räumt im Gegenzug neuer-
dings den USA Militärstützpunkte ein. 
Große US-amerikanische Unternehmen 
sind in die Repressionspolitik verstrickt, 
wie die in den USA gewerkschaftlich un-
terstützte »Killer Coke« – Kampagne ge-
gen Coca Cola und die gerichtliche Be-
strafung von »Chiquita« in den USA we-
gen Zusammenarbeit mit Todesschwa-
dronen belegt. 

Neuerdings verhandelt Kolumbien mit 
der EU über ein Freihandelsabkommen, 
und etwas näher dran an uns, veranstal-
tete vom 26. bis 29. Oktober 2009 die 
kolumbianische Botschaft in Berlin die 
»Expocolombia«, um deutschen Unter-
nehmern die Perspektiven des moder-
nen Kolumbiens näher zu bringen. Men-
schenrechtsfragen werden offenbar 
auch in Europa eher selektiv wahrge-
nommen. 

Und die Gewerkschaften...

Trotz der massiven Repression gelingt 
es den Gewerkschaften immer wieder 
sich zu behaupten – die Lehrergewerk-
schaft FECODE organisiert 250 000 der 
etwa 300 000 Lehrkräfte im staatlichen 
Erziehungswesen.

Die kolumbianischen Gewerkschaften 
und die anderen Kräfte der Zivilgesell-
schaft in Kolumbien kämpfen trotz der 
zahlreichen Opfer weiter darum, die so-
zialen Auseinandersetzungen von mili-
tärischen auf zivile Formen zu verla-
gern. Dazu müssen grundlegende Men-
schenrechte gegen die herrschenden 
Kreise durchgesetzt werden. Das ist 
schwierig in einer Gesellschaft, in der 
die dominierenden Oberschichten auf 
Gewalt setzen und zivilgesellschaftliche 
Formen der Auseinandersetzung nicht 
respektieren, sondern pauschal als Un-
terstützung terroristischer Bewegungen 
bewerten. 

Die Europareise von Luis Alberto Va-
negas soll die Unterstützung der Ge-
werkschaften und anderer den Men-
schenrechten verpflichteter Organisati-
onen insbesondere für die Freilassung 
politischer Gefangener gewinnen. Dabei 
geht es zunächst um die europäische 
Ebene: Die europäische Bildungsgewerk-
schaft ETUCE und der europäische Ge-
werkschaftsbund EGB sind gefordert, 
auf die Freihandelsverhandlungen mit 
Kolumbien Einfluss zu nehmen. 

Wir an der Basis der GEW sind eben-
falls gefordert. Die willkürlich verhafte
ten GewerkschafterInnen benötigen unse
re Unterstützung zum Beispiel in Form 
von Protestschreiben. Ziel wäre, dass 
Kolumbiens Regierung um ihre interna-
tionale Reputation besorgt sein muss. 

Vielleicht können wir einen Beitrag da-
zu leisten, dass sich Luis Alberto Vane-
gas in Bogotá nicht mehr nur mit zwei 
bewaffneten Leibwächtern bewegen 
kann, die ihm von der Polizei gestellt 
werden – und dabei nicht mehr befürch-
ten muss, dass diese falsche Verbin-
dungen haben.�
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Luis Alberto Vanegas sucht Unterstützung in Europa
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Oranienburger, Ecke Auguststraße. 
Der 14jährige Anton fixiert einen 

imaginären Punkt an der Fassade des 
Hauses unweit vom alternativen Kunst-
zentrum Tacheles und erhöht die Laut-
stärke an seinem i-pod, um den Ver-
kehrslärm zu übertönen. Gerade be-
richtet »Fritz«-Moderatorin Diana Fran-
kowic über die perfide Propaganda-Me-
thode von Rechtsrockgruppen, die Me-
lodien bekannter Songs klauen, um sie 
mit ihrer menschenverachtenden Ideo-
logie aufzuladen. Sie stimmt die ersten 
Zeilen des alten Volksliedes »Schwarz-
braun ist die Haselnuss« an – ein Stück, 
das schon die Nazis missbrauchten, 
während sie im Marschrhythmus halb 
Europa in Schutt und Asche legten. Nein, 
Gesang ist nicht unbedingt die Stärke 
von Diana, aber die Botschaft kommt an 
bei Anton und seinem Kumpel Dorian. 
Erst recht, als anschließend der Opus-
Hit »Life is life« aus dem Jahre 1985 er-
klingt, allerdings in einer brunzdummen 
Neonazi-Version mit dem Refrain »Wir 
grüßen Heil«. Ein »Partyknaller für Hirn-
lose« schimpft Jana, gefolgt von Kurz-
stellungnahmen einiger Jugendlicher, 
die sich gleichfalls empört über diese 
schamlose Form des Manipulation von 
Musik äußern. Zu guter Letzt kündigt 
der Komponist des Opus-Hits rechtliche 
Schritte gegen die Rechtsrocker an. 

Eine ganze Menge Informationen für 
ein kaum sechsminütiges Hörstück mit 
dem Titel »Party«. Es ist Teil der 27 Sta-
tionen umfassenden Audio-Tour »Hör-
pol«. Ein Versuch der etwas anderen Art, 
junge Menschen mit einem der schlimm-
sten Kapitel deutscher Geschichte zu 
konfrontieren. »Hörpol« ist ein »jugend-
gerechter Videoclip für den Kopf«, der 
an historischen Originalschauplätzen in 
Berlin-Mitte (Spandauer Vorstadt) »jü-

Beispiel auch bei »Anpinkeln«. Darin 
liest Jugendbuchautor Klaus Kordon ei-
ne Passage aus seinem Roman »Julians 
Bruder«, in der Nazis auf einen Berliner 
Juden urinieren. Der Autor verabschie-
det sich von den Hörern mit dem – iro-
nischen – Hinweis, er habe »wie in 
einem Roman so üblich« alles erfunden. 
Anschließend folgen in komprimierter 
Form Nachrichten über tatsächliche Er-
eignisse aus jüngerer Zeit. Kostprobe: 
»Sommer 2002. Weil der 17jährige Mar-
co Hiphop hörte, weite Baggy Jeans trug 
und seine Haar blond färbte, wurde er 
von drei Jugendlichen als Jude be-
schimpft, brutal zusammen geschlagen 
und angepinkelt. Anschließend sprang 
einer der Rechtsradikalen Marco in den 
Nacken und tötete ihn.« Als »Nachrich-
tensprecher« agieren die Elftklässler Dé-
sirée, Jenny und Vincent von der Span-
dauer Martin-Buber-Oberschule. Ob die 
abschließende Verbalattacke gegen die 
Neonazis (»Was wollt ihr mit euren Ta-
ten eigentlich erreichen?«) die angespro-
chene Szene erschreckt, sei einmal da-
hin gestellt. 

Die nicht-kommerzielle Audioführung 
»Hörpol« richtet sich vor allem an Ju-
gendliche ab 14 Jahren, an Schulklassen 

dische Geschichte erleben und nachfüh-
len lässt«, beschreibt Projektleiter Hans 
Ferenz das Unternehmen. Wenn Jugend-
liche in der Schule – so überhaupt – an 
die deutsch-jüdischen Geschichte heran-
geführt werden, geht es meist um 
schwere Kost: um die Erinnerung an den 
Holocaust, das Desaster deutscher Poli-
tik und die Zerstörung gesellschaftlicher 
Strukturen zwischen Juden und Nicht-
Juden. Ein allzu häufig sehr abstraktes 
Lernprogramm, das oft nicht an die ak-
tuelle Lebenspraxis junger Menschen 
anknüpft. Die Älteren dürften sich erin-
nern, wie quälend trocken und langwei-
lig Geschichtsunterricht gelegentlich 
sein kann. Es gehe »nicht darum, Ge-
schichte zu lernen, sondern zu erfah-
ren«, sagte Claudia Zinke, Berliner 
Staatssekretärin für Bildung, Jugend und 
Familie bei der Präsentation des Pro-
jekts. Nicht Buchwissen, sondern sinn-
liches Erleben an authentischen Schau-
plätzen rühre an. Das Anfang Juli 2009 
gestartete Projekt »Hörpol« in Berlin Mit-
te versucht, einen solchen sinnlichen 
Zugang zu vielen Facetten jüdischer Ge-
schichte und Gegenwart zu liefern. 

An einigen Stationen haben Schüler 
höherer Jahrgänge mitgearbeitet. Zum 
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Geschichte(n) erfahren
Mit dem Projekt »Hörpol« kontra Antisemitismus und Fremdenfeindlichkeit

von Günter Herkel, freier Journalist
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aller Schultypen ab Klasse Neun. 27 Hör-
stationen bieten einen Querschnitt über 
Jüdische Geschichte und Jüdische Kul-
tur, über das Grauen der NS-Zeit und 
neuen Rechtsradikalismus, aber auch 
über das Zusammenleben in einer mehr 
und mehr multikulturellen und multire-
ligiösen Gesellschaft. Der Zugang erfolgt 
über das Internet: 
Stationsplan und 
Hörstationen der 
Audioführung 
stehen unter der 
Adresse www.ho-
erpol.de als 
Download zur 
Verfügung; MP3-
taugliche Handys 
oder MP3-Player 
dienen als »Au-
dio-Guides«. 160 
Minuten netto 
dauern die Stati-
onen insgesamt; 
die Länge variiert 
zwischen drei 
und acht Minu-
ten. Es empfiehlt 
sich, für einen Streifzug nur eine Hand-
voll Stationen anzusteuern. Denn »Hör-
pol« lädt nicht zum schnellen Audio-
Konsum ein, sondern provoziert zur 
Diskussion über die präsentierten In-
halte. Die Vielzahl von Cafés und Knei-
pen in diesem angesagten Teil von Ber-
lin-Mitte animiert geradezu zum Klönen.

Gefördert wird das Projekt von Bun-
despräsident Horst Köhler, der Jü-
dischen Gemeinde, der Bundeszentrale 
für Politische Bildung, dem Verband für 
sozial-kulturelle Arbeit und vielen ande-
ren. An die 120 Personen haben »Hör-
pol« möglich gemacht – als Unterstützer, 
Sponsoren, oftmals auch als ehrenamt-
liche Mitarbeiter. Die Kosten in Höhe 
von 148.000 Euro übernahm unter ande-
rem der Hauptstadtkulturfonds. Zu den 
Unterstützern zählen auch die Gewerk-
schaft Erziehung und Wissenschaft so-
wie ver.di. Als Medienpartner agieren 
der »Tagesspiegel«, »Zitty«, Fritz, das 
ZDF und Deutschlandradio Kultur. 

Mitgewirkt haben auch eine Reihe 
»Medienpromis« wie Rufus Beck und Ma-
rietta Slomka sowie Zeitzeugen. So ent-
hält die Hörstation »Du spinnst!« die O-
Ton-Geschichte von Coco Schumann, der 
Auschwitz als Mitglied der Lagerkapelle 
überlebte. Dass ernste Inhalte und wit-
zige Aufbereitung einander nicht wider-
sprechen, belegt die Musik-Wortcollage 
»Trotzdem!« über das Jüdische Gymna-

NS-Regimes. Entwickelt wurden diese 
Materialien maßgeblich vom Landesin-
stitut für Schule und Medien Berlin-Bran-
denburg (LISUM). Das Material, darauf 
legt Hörpol-Macher Ferenz großen Wert, 
sei geeignet für alle Schultypen, könne 
also je nach Leistungsstand der einzel-
nen Klassen eingesetzt werden. Die Au-
diotour vermittelt wertvolle aktuelle Be-
züge zu den großen Themenfeldern An-
tisemitismus und Fremdenfeindlichkeit. 

Anton und sein Kumpel sind inzwi-
schen an der Monbijou-Brücke ange-
langt. Ausflugsdampfer tuckern am ge-
genüberliegenden Bode-Museum vorbei. 
Das Wellenrauschen der Spree vermischt 
sich mit dem Plätschern aus ihren i-pod-
Ohrstöpseln. »Amerika« heißt die hier 
angesiedelte Station, bei der erneut Ju-
gendbuch-Autor Kordon als Vorleser 

zum Zuge kommt. Hier geht es um den 
– vielfach gescheiterten – Versuch jü-
discher Bürger, dem Terror der Nazis 
durch Emigration in das »Land der un-
begrenzten Möglichkeiten« zu entkom-
men. Schon entspinnt sich zwischen An-
ton und seinem Freund eine Diskussion 
darüber, wieso Jahr für Jahr im Mittel-
meer schwarzafrikanische Boots-Flücht-
linge ums Leben kommen, weil die euro-
päischen Länder die Aufnahme verwei-
gern. Anton hat das Buch von Kordon 
bereits gelesen. Er wird es seinem 
Freund Dorian ausleihen.�

sium an der Großen Hamburger Straße. 
Ein kleines akustisches Juwel, bei dem 
alle Geräusche und die Musik von der 
BeatBox-Gruppe »4XSamples« mit dem 
Mund erzeugt wurden. Bei allem Bemü-
hen um eine zielgruppengerechte Spra-
che verfällt »Hörpol« niemals in einen 
anbiedernden Jugend-Jargon.

Die gleichfalls eher humorvoll ange-
legte Station »Fromms« handelt vom 
Kondomfabrikanten Julius Fromm, des-
sen »jüdische Erfindung« den Alltag der 
Jugendlichen bis heute nachhaltig prägt. 
Eine Art Radioshow, gesprochen von 
Axel Prahl sowie Serkan Sehan vom 
Grips-Theater. Ebenso wie für »Du 
spinnst!« liegt auch für »Fromms« ver-
tiefendes Unterrichtsmaterial zum 
Download bereit, in diesem konkreten 
Fall über die Familiengeschichte der 
Fromms, über Ausgrenzungsmechanis-
men und entsprechende Strategien des Fo

to
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Frauen in griechische Betten 
und griechische Sklaverei in ihr 
Gegenteil: den verzweifelten 
Versuch von Bootsflüchtlingen, 
in die hermetisch abgeriegelte 
Festung Europa zu gelangen. 
Die historische »Verfälschung« 
ermöglicht jedoch eine klare 
und scharfe, nicht folkloristisch 
verbrämte Konfrontation: 
Flüchtlinge aus mythischer Fer-
ne treffen auf europäische 
(deutsche) Gegenwartsbürokra-
tie und -hierarchie. Noch ver-
schärft wird der Gegensatz 
durch zwei unterschiedliche, 
voneinander getrennte Spiel-
räume (freilich auch abge-
schwächt durch Zitate aus Cha-
plins großem Diktator) – eine 
weniger durch den Text als 
durch körperliche Präsenz ein-
drucksvolle Inszenierung des 
Teatro Instabile Berlino im 
Ballhaus Naunyn (ab 16; sinn-
voll ist es, denke ich, die klas-
sisch-historischen Zusammen-
hänge vorher zu klären; die 
politischen Gegenwartspro-
bleme brauchen dann wahr-
scheinlich eine Nachbereitung). 

Grips hat 40. Geburtstag, Volker 
Ludwig und seine Truppe aber 
machen den Berlinern ein Ge-
schenk: »Linie 2 – der Alp-
traum«. Hingehen! (Und weil 
das Stück auch immer wieder 
vom Theater und vom Theater-
machen handelt, gilt das noch 
einmal besonders für Schulthe-
atergruppen! – ab 14 – und 
ganz besonders für Grips-Ken-
ner).
� Hans-Wolfgang Nickel

A K T IVI   T Ä T E N
»Dein Tag für Afrika« 
am 22. Juni 2010 
Die Aktion Tagwerk e.V. organi­
siert jedes Jahr die Kampagne 
»Dein Tag für Afrika« mit Schulen 
in ganz Deutschland. Mit der 
Kampagne werden SchülerInnen 
dazu aufgerufen, sich an einem 
Tag im Schuljahr freiwillig für 
die Bildungschancen Gleichalt­
riger in Afrika einzusetzen. Am 
Aktionstag oder einem von der 
Schule selbst gewählten Ausweich­
datum legt die ganze Klasse, ein 
ganzer Jahrgang oder die ganze 
Schule ihre Schulsachen zur Sei­
te und arbeitet in Betrieben, 

macht Hilfsdienste im Freundes- 
oder Familienkreis, läuft bei einem 
»Go for Africa«-Marsch mit oder 
organisiert selbst eine Klassen­
aktion. Der Erlös geht an Bil­
dungsprojekte des Projektpart­
ners Human Help Network 
(www.hhn.org) in unseren fünf 
Projektländern Angola, Burundi, 
Ruanda, Südafrika und dem Su­
dan. Der bundesweite Aktionstag 
2010 findet am 22. Juni statt. 
An der Kampagne beteiligen 
können sich SchülerInnen von 
der 1. bis zur 13. Klasse aller 
Schulformen. Es geht bei der 
Kampagne nicht um den reinen 
Erlös, der am Ende gespendet 
wird. Es geht viel mehr darum, 
Afrika wieder zu seinem festen 
Thema im Unterrichtsplan von 
Schulen in Deutschland zu ma­
chen und den Schülern zu zei­
gen, dass jeder etwas gegen die 
Nöte und Probleme in Afrika un­
ternehmen kann. Deshalb leistet 
Aktion Tagwerk entwicklungspo­
litische Bildungsarbeit in ganz 
Deutschland und bietet ver­
schiedene Unterrichtsmaterialien 
an, kommt mit einem Infomobil in 
die Schulen und berichtet über 
die unterstützten Projekte und 
Projektländern in Afrika. Kon­
takt und Infos: Aktion Tagwerk 
e.V., Walpodenstraße 10, 55116 
Mainz, Telefon: 061 31/ 90 88 100, 
E-Mail: info@aktion-tagwerk.de 
oder www.aktion-tagwerk.de 

Ohne Moos nicht los
Die Arbeiterwohlfahrt (AWO) star­
tet anlässlich des Europäischen 
Jahres der Armut 2010 den 
Schülerwettbewerb »Ohne Moos 
nix los«. Die GEW zählt zu den 
Unterstützern dieses Wettbe­
werbs. Zum Wettbewerb werden 
eine Reihe von Themen rund 
um Konsum, Geld und Armut 
zur Bearbeitung vorgeschlagen. 
Diese Vorschläge sind inhaltlich 
und didaktisch so formuliert, 
dass die alterspezifischen An­
forderungen aller Klassenstufen 
berücksichtigt werden. Projekt 
können in Form von Texten, Vi­
deos, Zeichnungen, Druckwer­
ken, Bildern, CD-ROM oder DVD 
eingereicht werden. Die Aus­
schreibungsunterlagen können 
unter awo-schuelerwettbewerb.
org abgerufen werden. Einsende­
schluss für die Beiträge ist der 
30. Juni 2010.

Die Sprache des Geldes
»Geld regiert die Welt« oder 
»Zeit ist Geld« – alle kennen die 
Redewendungen: Aber was ist 

A u f f ü h r u n g e n  K r i t i s c h  g e s e h e n

Für das Stück »Akte R« des Autors Mirko Böttcher hat das Theater Strahl im November den 
Jugendmedienpreis »Das Rote Tuch« erhalten. Das Stück erzählt nach Dokumenten, Berich-
ten und Interviews eine DDR-Fluchtgeschichte. Hier ein Szenenfoto. � Foto: Jörg Metzner

»Ein Ort zum Glück« vom Thea-
ter 7Schuh ist eine verspon-
nene, bunt-abenteuerliche Woh-
nungswechselreise von über-
bordender Fantasie, die durch 
eine Fülle von Spiel-Gegenstän-
den klar und konkret gemacht 
wird. Ernstes und Schweres 
(Tod, Trennung) werden nur an-
getupft; meist bleibt es aben-
teuerlich-heiter im Zauber der 
Verwandlungen. Das bieder-
bürgerliche Ende enttäuscht ein 
wenig; die vielen Episoden (et-
wa 20 verschiedene Schauplät-
ze!) mögen verwirren, bieten 
aber reiches Material zum 
Nacherzählen, Weiterspinnen 
(und zum Nachhören im Hör-
spiel von Peter Stamm) (ab 4).

Auch der Ikarus-Preis 2009 
ging an ein Figurentheater für 
die Kleinen: »Ente, Tod und Tul-
pe« vom Theater Couturier & 
Ikkola. Es geht wirklich um Le-
ben und Tod – klar und dezent, 
spielerisch leicht und (auch Er-
wachsene) berührend (ab 5).

Bei Platypus spielen vier 
Clowns und ein Musiker »Alice« 
in englischer Sprache – aber 
nicht »im Wunderland«, son-
dern ganz konkret auf der Büh-
ne: mit Pannen, Diskussionen, 
Wiederholungen, Clownspäßen 

und der Einbeziehung des Pub
likums in eine »Massenszene«. 
Das bietet die Chance, immer 
wieder ein- und auszusteigen, 
zu kommentieren, sich zu strei-
ten, zu erklären; es macht es 
also auch zwanglos möglich, 
schwierige Formulierungen zu 
umschreiben oder auf Deutsch 
verständlich zu machen – weil 
auch die vier Clowns nicht alle 
»richtig« Englisch können. Und 
nicht zuletzt sorgen die Clowns 
für ein sinnlich-derbes, mitrei-
ßend-anschauliches Theater. Al-
so spielerisch wie sprachdidak-
tisch gekonnt (für 4./5. Klassen, 
2. bis 3. Jahr Englisch; das 
Theater hält ein Paper bereit 
mit Erläuterungen, Sprachübun
gen und Spielvorschlägen). 

In Michael Endes »Momo« sind 
die grauen Herren und ihre 
Zeitsparkasse ebenso wie Mei-
ster Hora blasse Allegorien, un-
logisch und unpoetisch. Höchst 
sehens- und hörenswert aber 
ist, was Atze aus der Geschich-
te macht im Zusammenspiel 
der szenisch-musikalischen 
Mittel (ab 8). 

»Aufbruch aus Troja« borgt 
von Euripides nur ein paar Na-
men und verkehrt die Ver-
schleppung der trojanischen 
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Geld eigentlich? Wie beeinflusst 
es unser Denken und Handeln? 
Und: Macht Geld wirklich nicht 
glücklich? Die Ausstellung »Die 
Sprache des Geldes« des Mu­
seums für Kommunikation be­
leuchtet die unterschiedlichen 
Aspekte des Geldes und dessen 
fast dreitausendjährige Geschich­
te – von den Vorformen des 
Geldes bis zum elektronischen 
Geldtransfer, vom Kerbholz bis 
zum Schuldschein. Auf einem 
Rundgang durch eine modell­
hafte Stadt können Ausstel­
lungsbesucherinnen und -besu­
cher die kryptischen Zahlen auf 
dem Börsenticker entschlüsseln, 
den ältesten erhaltenen Geld­
schein aus China bewundern 
oder sich im »Vergnügungsvier­
tel« mit der Frage beschäftigen, 
ob man für Geld wirklich alles 
kaufen kann. Sie lernen etwas 
über Wirtschaftszusammenhän­
ge und erkennen, dass unsere 
Gesellschaft zunehmend über 
Geld hierarchisiert wird. In Zei­
ten der Finanzkrise und immer 
verführerischer Kreditangebote 
regt die Ausstellung dazu an, 
das eigene Verhältnis zum Geld 
kritisch zu hinterfragen. Geld be­
einflusst nahezu alle Bereiche 
unseres Zusammenlebens, und 
das meist stärker, als es uns 
selbst bewusst ist. Die Ausstel­
lung läuft noch bis zum 14. Fe­
bruar 2010: Museum für Kom­
munikation Berlin, Leipziger 
Straße 16,10117 Berlin-Mitte.

Schule trifft Wissenschaft
Noch bis zum 31. Januar 2010 
kann man sich bewerben mit 

keit des Projekts. Eine unab­
hängige Jury unter Vorsitz von 
Nobelpreisträger Professor Dr. 
Erwin Neher trifft die Auswahl. 
Weitere Informationen unter 
www.bosch-stiftung.de/schule­
trifftwissenschaft

Museum für Currywurst 
eröffnet
Im August hat in Berlin Mitte in 
der Schützenstraße 70, Nähe 
Checkpoint Charlie das erste 
Berliner Museum für die Curry­
wurst eröffnet. Mit einer begeh­
baren Imbissbude werden die 
Besucher eingeladen, einmal 
die Perspektive zu wechseln 

einem Kooperationsprojekt zwi­
schen Forschung und Schule. 
Ein Hauptpreis in Höhe von 
50.000 Euro sowie zwei weitere 
Preise in Höhe von je 20.000 Eu­
ro sind ausgelobt. Sechs zentra­
le Kriterien bestimmen die Aus­
wahl der Projekte: Verständnis 
und Begeisterung der Schüler 
für naturwissenschaftlich-tech­
nische Forschung, Authentizität 
und Eigenständigkeit der Schü­
lerarbeit, Originalität und inno­
vativer Anspruch des Projekts, 
Qualität der Kooperation zwi­
schen Schule und Wissenschaft, 
Beitrag zur Weiterentwicklung 
des naturwissenschaftlich-tech­
nischen Unterrichts, Nachhaltig­

A n z e i g e n

ENTSPANNUNG FÜR LEHRER
8-Wochen-Intensiv zur Burn-out-Prophylaxe

Neue Gruppen ab Januar 2010
P r a x i s - L e b e n s s p a n n e

am Schloss Charlottenburg
www.lebensspanne.org  Tel. 030 81 46 18 18

Supervisionsgruppe
für Lehrer/innen hat  

noch freie Plätze 
Info: Ina Kaufmann 

Dipl.Päd. / Supervisorin (DGSv) 
Tel: 030/ 693 68 90, e-mail: 

Kaufmann.Ina@web.de

Institut für  
Gruppendynamik

Supervisionsgruppen
für Lehrerinnen und Lehrer

Andrea Riedel, Lehrerin, Supervisorin (DGG)
Angela Krapp, Lehrerin, Supervisorin (DGG)

Kantstr. 120/121, 10625 Berlin
313 28 93� e-mail:DAPBerlin@aol.com

Communication Academy 
Fortbildungen 2009

Interkulturelle Kompetenz erleben
Lassen Sie Stimmen anderer zu?

•  Interkulturelles Training:  
Grundlagen und Vertiefung

•  Stimmbildung und Gesang für Sprechberufe 
•  Rede- und Präsentationstraining

Dr. Karin Iqbal Bhatti / Frank Morawski M.A.
Kalkreuthstr. 10, 10777 Berlin 

Tel. 030-23 63 91 75
www.communication-academy.org

Institut für 
Musiktherapie

WalDhüterpfad 38 • 14169 Berlin

Musiktherapie in der Schul-,  
Nachschulischen und Freizeit- 

betreuung und in der Musikpädagogik. 
www.musiktherapieberlin.de

INFO-TEL.: 030 - 813‑50‑80

Supervision
Einzeln, Gruppe oder Team

Dipl.-Psych., Psychoanalytikerin, 
Supervisorin (DGSv*)

A. Werner, Berlin-Tiergarten 
Tel. 030-344 59 44, alwWer@web.de
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und als Imbissbuden-Besitzer 
hinter den Kulissen zu wirken. 
»Na, wat darf’s denn sein? Cur­
ry-Pommes?«, fragt der Besucher 
die vor der Bude stehenden Per­
sonen. Currystreuer, Zutaten – 
alle Requisiten liegen bereit. 
Stehtische mit Ketchupflaschen-
Hörstationen lassen echtes Im­
biss-Feeling aufkommen. Wie 
stark die Imbisskultur insbeson­
dere in Berlin gewachsen ist, 
zeigt das Berlinscope, ein drei­
dimensionaler Stadtplan. »Berühm­
te Currywurstbuden liegen im 
Fokus und bieten einen ganz 
besonderen Blick auf die Bun­
deshauptstadt«, so Museumslei­
terin Birgit Breloh. Interaktive 
und multimediale Elemente laden 
zum Spielen und Entdecken ein: 
Deutsches Currywurst Museum 
Berlin, Schützenstraße 70, 10117 
Berlin Mitte, Tel. 88 71 86 47

M A T ERI   A L IE  N
Afghanistan in 
meinem Herzen
Der Klassiker der schwedischen 
Afghanistan-Solidarität von Gun 
Kessle und Jan Myrdal liegt jetzt 
endlich in deutscher Überset­
zung unter dem Titel »Afgha­

nistan in meinem Herzen« vor. 
Kessle/Myrdal veröffentlichten 
ihre Reisebeschreibungen zu­
erst 1960, dann immer wieder, 
zuletzt 2000 – häufig in Form 
eines Berichts über persönliche 
Begegnungen. »Verständnis schaf­
fen und Respekt wiederherstel­
len« – diesen von Myrdal formu­
lierten Zweck des kleinen Bu­
ches erfüllt es voll. Es kann be­
stellt werden über den Buch­
handel ISBN 978-3-00-o27179-3 
für 10 Euro oder über r.a. kir­
stein@web.de Tel/Fax: 040-551 
38 91. Überschüsse aus dem Ver­
kauf gehen an das »Hamburger 
Forum für Völkerverständigung 
und weltweite Abrüstung e. V.«.

Auf den Spuren der Berliner 
Mauer
Das Faltblatt »Von der Innen­
stadt zum Berliner Barnim auf 
den Spuren der Berliner Mauer« 
widmet sich den heute noch 
weitgehend erhaltenen nördli­
chen Flächen des ehemaligen 
Mauerstreifens mit Relikten der 
ehemaligen Grenzanlagen. Be­
schrieben wird ein Spazierweg 
vom Hauptbahnhof entlang des 
ehemaligen Mauerstreifens bis 
hoch in den Berliner Norden 
nach Rosenthal und zum Mär­
kischen Viertel. Die Karte kann 
in der Landeszentrale für poli­
tische Bildung abgeholt werden. 

Prima Klima in der Schule
Das Elternhandbuch »Praxis der 
Klimakonferenz – Elternbeteili­
gung in der guten gesunden 
Schule« ist entstanden aus Akti­
vitäten mit Eltern aus verschie­
denen Berliner Bezirken, die die 
sogenannte Klimakonferenz 
durchgeführt haben. Wer die 
Klimakonferenz auch der eigenen 
Schule ausprobieren will, hat 

jetzt mit dem Handbuch »Praxis 
der Klimakonferenz« ein gutes 
Werkzeug, das Schritt für Schritt 
den Weg der Klimakonferenz er­
läutert. Jede Klimakonferenz ist 
anders, so wie auch jede Schule 
anders ist. Aber mit der Klima­
konferenz gelingt es, das Thema 
»Elternbeteiligung« wieder stär­
ker in den Blickpunkt zu stellen. 
Bezugsadresse für das Hand­
buch: Sylvia Richel (Elternver­
treterin) sylvia.richel@gmx.de 
oder Dirk Medrow (Schulentwick­
lungsberater) medrow@gutege­
sundeschule-berlin.de. Informa­
tionen zum Landesprogramm 
Gute gesunde Schule: www.gut­
egesundeschule-berlin.de

S O N S T IGE   S
Ehrenamtliche gesucht, die 
Kinder mit psychisch 
erkrankten Eltern betreuen.
Der Jugendhilfeträger Ambulan­
te Sozialpädagogik Charlotten­
burg e.V. (AMSOC) vermittelt seit 
2005 berlinweit Patenschaftsan­
gebote für Kinder psychisch er­
krankter Eltern. Menschen, die 
eine Patenschaft übernehmen 
wollen, werden vom Träger 
sorgfältig darauf vorbereitet. Es 
gibt Informationsabende, Vorge­
spräche und eine Patenschu­
lung. Vermittelte Patenschaften 
werden von Fachkräften beglei­
tet. AMSOC sucht dringend wei­
tere Paten – Menschen, die sich 
verlässlich um ein Kind oder 
Geschwister mit psychisch er­
krankten Eltern kümmern wollen. 
Der Bedarf ist hoch: Bereits 20 
Berliner Kinder stehen auf den 
Wartelisten von AMSOC. Obwohl 
das Patenschaftsangebot ver­
gangenes Jahr mit dem interna­
tionalen Preis »Zukunft der Kin­
der« vom Institut für Zukunfts­
studien und Technologiebewer­

tung ausgezeichnet wurde, wird 
das Angebot nicht über die Ju­
gendhilfe finanziert. Dank der 
Auerbach-Stiftung sind die Per­
sonalstellen für die kommenden 
zwei Jahre finanziert. Dadurch 
können wieder neue Paten für 
betroffene Kinder gesucht und 
ausgebildet sowie vermittelte 
Patenschaften fachlich begleitet 
werden. Trotzdem ist der Träger 
auf Spenden angewiesen, um 
das Angebot dauerhaft aufrecht 
zu erhalten und den ehrenamt­
lich tätigen Paten eine Aufwands­
entschädigung zahlen zu kön­
nen. Anmeldung zum Infoabend 
für Pateninteressenten am 10. 
Dezember und weitere Informa­
tionen: Patenschaften für Kin­
der psychisch erkrankter Eltern, 
Ambulante Sozialpädagogik Char­
lottenburg e.V. (AMSOC), Kaiser­
damm 21, 14057 Berlin, Tel.: 030- 
33 77 26-82, E-Mail: kontakt@
amsoc-patenschaften.de der 
www.amsoc-patenschaften.de

I N T ER  N E T
www.online-beratung-gegen-
rechtsextremismus.de ist ein 
Internetportal, das das Ziel hat, 
Menschen, die mit Rechtsextre­
mismus konfrontiert sind, indi­
viduell zu beraten sowie zu 
dem komplexen Themenbereich 
aufzuklären und zu informie­
ren. Die »Online-Beratung gegen 
Rechtsextremismus« ist ein Pro­
jekt des Vereins »Gegen Verges­
sen – Für Demokratie«. 

www.planet-beruf.de führt zur 
Internetseite der Bundesagentur 
für Arbeit mit zahlreichen An­
geboten und aktuellen Informa­
tionen für SchülerInnen und 
Lehrkräfte zum Thema Berufs­
findung und Ausbildung.�

A n z e i g e

direkt am Wald gelegen, 5 Min. zur Altstadt, 125 Plätze,  
Lehrerfreiplätze, div. Pauschalangebote ab 79 Euro für 4 Nächte, 

inkl. Programm und HP. 
Veranstaltungs- und Seminarräume für bis zu 200 Personen.

Tel.: 0 55 22 / 55 95, Fax 0 55 22 / 68 69,  
E-Mail: jgh.harz@osterode.de,

Info: www.jugendgaestehaus.osterode.de

Für alle Fälle
Darf mein Schulleiter unangekündigt meine Unterrichtsstunde besuchen? Wie ist 
das mit der Anordnung von Mehrarbeit? Wann bekomme ich Sonderurlaub? Mit 
dem Berliner Recht für Schule und Lehrer finden Sie die Antwort im Handumdrehen!  
Nur wer seine Rechte kennt, kann sie auch geltend machen! Ein Abonnement des 
Berliner Recht für Schule und Lehrer hilft dabei.

Papierfassung: 57 Euro* · CD-Rom: 47 Euro* 
Bestellung unter: GEWIVA · Ahornstr. 5 · 10787 Berlin · Tel. 21‑99‑93 -62
oder online unter: www.gew-berlin.de/18353.htm

*für Nichtmitglieder 10 Euro mehr
Bei Zusendung zusätzlich 8 Euro Versandkosten

A n z e i g e n
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	 Tel. 00 39/05 47/67 27 27
	 Fax 00 39/05 47/67 27 67
	 Via Bartolini, 12
	 47042 Cesenatico / Italia 

	 www.real-tours.de
	 24 h online buchen
	 E- Mail: Info@real-tours.de
 		  SCHULFAHRTEN 2009/2010
NEU: Flugreisen (Sie buchen den Flug, alles Weitere organisieren wir) 
z. B. 6 Tage Cesenatico Euro 184,00 VP, 6 Tage Spanien Euro 223,00 HP
Busfahrten nach Cesenatico mit Ausflügen ab Euro 198,00 VP
Busfahrten zur Toskana-Küste, zum Gardasee, nach Rom, nach Sorrent, 
nach Südtirol, nach Spanien, nach Griechenland, nach Prag, nach Paris, 
nach London.
Individuell für Lehrer und Begleiter: Oster- und Silvesterfahrten
Bitte fragen Sie nach unserem Katalog 2009/2010.
Weitere Informationen auch bei:  
R. Peverada, Im Steinach 30, 87561 Oberstdorf,  
Telefon 083 22 – 800 222, Telefax 083 22 – 800 223

Busse für jede
GelegenheitStadtrundfahrten

Gruppenreisen
Klassenfahrten
Firmenservice
Transfers

Grenzenlos Reisen
Straße 22 Nr. 2-10, 13509 Berlin
Fon: 0 30-43 00 48 0
Fax: 0 30-43 00 48 79
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Tel. 030-68 40 98-40 · Fax -20 · pkr-bus@bln.de
www.primaklima.de

MODERNE KOMFORT
FERNREISEBUSSE

von 8 - 74 Sitzplätzen mit
Aircondition, Video, Küche, WC,
Tel., Skikorb, Fahrradanhänger
Ihr Partner mit über 20 Jahren

Erfahrung, erfahrenes und geschultes Fahrpersonal
mit zertifiziertem Sicherheitstraining.



  

G E W  i m  N o v e m b e r  / D e z e m b e r  2 0 0 9 	Ve   r a n s t a l t u ng  s h i nwe   i s e	   

GEW-Haus | Ahornstraße 5 (U-Bhf Nollendorfplatz) | Mo, Di, Do 9 bis 16 Uhr; Mi 9 bis 17 Uhr; Fr 9 bis 15 Uhr
Tel. 21 99 93-0 | Fax. 21 99 93-50 |  info@gew-berlin.de | www.gew-berlin.de
Persönliche Beratung in der Rechtsschutzstelle nur nach Vereinbarung: Tel. 21 99 93-0

B i l d  de  s  M o n a t s � Foto: imago/PEMAX

SchlieSSung der Geschäftsstelle
Vom 21. bis 31. Dezember ist die Geschäftsstelle der GEW BERLIN 
geschlossen. Ab Montag, den 4. Januar 2010 ist die Geschäftsstelle 
wieder erreichbar. Wir wünschen allen Kolleginnen und Kollegen 
erholsame Feiertage und einen guten Start ins Jahr 2010.

Stadtrundgang durch die  
Spandauer Vorstadt in Berlin-Mitte
Der Rundgang dauert etwa zwei Stunden. Alle TeilnehmerInnen 
erhalten auf Wunsch einen Leitfaden mit Angaben zu den einzelnen 
Stationen. Treffpunkt um 11 Uhr vor der Synagoge in der Oranien-
burger Str. 29 am Sonntag, den 17. Januar 2010. Bitte anmel-
den bis zum 14. Januar 2010 unter  Joachim.Dillinger@web.de 

Stolpersteine: 
Ein Kunstprojekt und seine Umsetzung. 
Der Themenabend der Jungen Alten findet statt am 27. Januar 
2010 um 19 Uhr im GEW-Haus in der Ahornstraße.

  8. DEZ.	 17.00 Uhr	 Arbeitslosenausschuss� Raum 34

	 19.00 Uhr	 LA multikulturelle Angelegenheiten� Raum 47

	 19.00 Uhr	 FG Sozialpäd. Aus-, Fort-, Weiterbildung� Raum 32

	 19.00 Uhr	 Abteilung berufsbildende Schulen� Raum 33

  9. DEZ.	 17.00 Uhr	 AG Frieden� Raum 47

10. DEZ	 15.30 Uhr	 LA Frauenpolitik� Raum 34

	 18.00 Uhr	 Kita-AG� Raum 31

	 18.00 Uhr	 FG Schulsozialarbeit� Raum 32

16. DEZ.	 10.00 Uhr	 Seniorenausschuss� Raum 33

	 13.00 Uhr	 AG Altersversorgung� Raum 34

	 19.00 Uhr	 FG Kinder-, Jugendhilfe, Sozialarbeit� Raum 33

17. DEZ	 17.00 Uhr	 Abteilung Wissenschaft� Raum 33

	 18.30 Uhr	 Wahlversammlung Studierende� Raum 31

  4. JAN.	 18.30 Uhr	 Junge GEW� Raum 34

12. JAN.	 18.00 Uhr	 FG Sozpäd. Aus-, Fort-, Weiterbildung� Raum 34

	 19.00 Uhr	 LA multikulturelle Angelegenheiten� Raum 33

13. JAN.	 17.00 Uhr	 AG Frieden� Raum 47


